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Die der Beratung der Zuckerſteuer im Steuer-
ausſchuß des Reichstages, die auf Einſpruch der ſozialdemo-
kratiſchen Abgeordneten erfolgte, war für die bürgerliche

reſſe das Signal zu einer ausgiebigen Erörterung der
teuerfrage überhaupt. Alle Nachrichten, die ſie über Steuer-

pläne bringen, haben das eine Merkmal an ſich, daß von
Beſitzſteuern kaum die Rede iſt. Auch über die Aus-
rer die der Reichskanzler Wirt h am Mittwoch im
r a van Reichs wirtſchaft s-rates machte, der dabei beſtimmte Zahlen nannte, über

die allerdings Vertraulichkeit beſchloſſen wurde, berichteten
die bürgerlichen Blätter in dieſem Sinne. Wahr iſt nur,
daß im Reparationsausſchuß des Reichswirtſchaftsrates alle
Deckungsmöglichkeiten gegenwärtig eingehend beraten wer-
den. Die Rede, die der Reichskanzler dort gehalten hat, war
nur eine Vorrede; die eigentliche Hauptdarlegung, die den
Geſamtdeckungsplan der Reichsregierung
enthalten ſoll, wird der Reichskanzler (als Finanzminiſter)
dem Reichswirtſchaftsrat am Mittwoch der nächſten
Woche, am 29. Juni, unterbreiten. Dann erſt wird der
Reparationsausſchuß mit der notwendigen Gründlichkeit die
Steuerpläne der prüfen und ergänzen können,
vielleicht wird aus ſeinen Beratungen auch ein ganz (oder

Es wird weiter fordern, daß die Zollgrenze wieder aufge
hoben wird in dem Maße, als ſich Deutſchland ſeiner erſten
Verpflichtungen gemäß dem Londoner Abkommen entledigt.
Die Zollgrenze ſoll am rechten Rheinufer aufgehoben wer-
den. Später wird Ruhrort, dann Duisburg und endlich
Düſſeldorf geräumt werden Der Zeitpunkt der Aufhebung
der Zollſanktionen bleibt noch feſtzuſetzen.

Sagarkohle für Deutſchland.
(Grzld. Frankfurt a. M., 24. Juni. Da Frankreich außer

ſtande iſt, die Förderung in den Saargruben voll aufzu-
nehmen, erſtickt das Saargebiet im Kohlenüberfluß, der aller-
dings nicht der Bevölkerung zugute kommt, ſondern auf den
Halden lagert. Die Folge davon iſt, daß ſich die franzöſiſche
Grubenverwaltung zu Preisermäßigungen verſtehen mußte.
Franzöſiſcherſeits wird nun verſucht, für den Saarkohlen-
überſchuß neue Abſatzmöglichkeiten zu ſchaffen. So verſucht
die Grubenverwaltung u. a. auch den Verein der Saarkohlen-
händler, der vor dem Kriege beſtand, zu gewinnen, um ihn
für einen Vertrieb der Saarkohlen nach Deutſchland wieder
aufleben zu laſſen. Wie verlautet, haben kürzlich in dieſer
Angelegenheit Beſprechungen in Mannheim ſtattgefunden.

Re Mietſteuer.
Am Dienstag wurde im Reichstag ein Geſetz, das man

kurz als Mietsſteuergeſetz bezeichnet, angenommen. Gen.
Sollmann, der ſozialdemokratiſche Vertreter im Woh
nungsausſchuß, ſchreibt darüber:

Die Mietſteuer, die unter dem Titel Geſetz über die
Erhebung einer Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues
heute vom Reichstage verabſchiedet werden ſoll, hat den
Wohnungsausſchuß der deutſchen Volksvertretung weit über
ein Jahr in vielen Sitzungen beſchäftigt. Dieſe lange Dauer
der Beratungen lag in den Schwierigkeiten der Veranlagung
und der Erhebung dieſer Steuer, in dauernden Meinungs-
verſchiedenheiten zwiſchen Reichsregierung und den Ländern
über die Geſtaltung der Abgabe, von allem aber in dem
zähen Bemühen unſerer Partei, die leiſtungsfähigen
Schichten in Stadt und Land unter die Steuer zu zwingen
und die Zwergeinkommen möglichſt von ihr zu entlaſten.
Auf der anderen Seite ſtand der Wille der Deutſchnatio
nalen, der Deutſchen Volkspartei und einzelner Abgeord-
neten der Mittelparteien, Jnduſtrie, Handel und Gewerbe,
am meiſten aber die Landwirtſchaft zu ſchonen, indem man
die der Erzeugung und Verwaltung dienenden Gebäude von
der Abgabe befreien wollte. Um ſo ſchärfer hätten natür-
lich die Mieter herangezogen werden müſſen. An dem ſehr
entſchiedenen Widerſtand der Sozialdemokratie ſcheiterte
im Ausſchuß dieſes Beſtreben, das die n der Heim
arbeiterin beſteuert, das Privatkontor des Milliardärs aber
fieuerfrei gelaſſen haben würde. Die Deutſchnationalen
haben zwar ihren mieterfeindlichen Antrag auch in der Voll
verſammlung des Reichstages wieder eingebracht. Er hat
indes nur den Wert, für das antiſoziale Weſen dieſer Parteiteilweiſe) neuer Deckungsplan hervorgehen. Die Leipziger Kriegsbeſchuldigtenprozeſſe vor dem engliſchen i tJn jedem Falle wird die Geſamtdeckung nur ſehr ſchwer Unterhaus. einen neuen Beweis zu liefern. Angenommen wird er nicht.

zu finden ſein, und es iſt ſehr wohl möglich, daß die Auf- London, 24. Juni (Reuter.) Jm Unterhauſe erklärte Wen trifft nun und was bezweckt die Mietſteuer? Sie
gabe ſich nicht in vollem Umfang löſen läßt. Die Steuern,
die vom Reichskanzler in ſeiner Rede bereits erwähnt wor-
den ſind, genügen in keinem Fall. Man wird ſich jeden
Urteils über die neuen Steueranträge enthalten müſſen, be-
vor nicht der Reichskanzler nähere Mitteilungen
über die Art und Weiſe gemacht hat, in der man die Kohle
und den Beſitz (die ſogenannten Goldwerte) heranzuziehen
gedenkt. Darüber hat Dr. Wirth im Grunde noch gar nichts
geſagt, obwohl aus kigen beiden Quellen die Hauptein-
nahmen werden fließen müſſen. Außerdem hat der Repa-
rationsausſchuß einen Unterausſchuß eingeſetzt, der ſich mit
einer der allerwichtigſten Frage: der Suche nach einem
anderen Reparationsindex, beſchäftigt. Eine
andere Frage iſt es freilich, ob das gelingen wird, und das
iſt mehr als zweifelhaft.

Operſchlefien in 7 Tagen geräumt.
Berlin, 24. Juni. (Priv.-Telegr.) Zwiſchen General

Hennicker und General Hoefer wurde ein Abkommen
etroffen, wonach die Räumung m in ſieben
agen vollſtändig durchgeführt ſein muß. Zunächſt müſſen

die Polen innerhalb 36 Stunden bis weſtlich Lublinitz und
öſtlich Gleiwitz zurückgehen, worauf der deutſche Selbſtſchutz

bis öſtlich Kreuzburg und Oberglogau zurückzieht, wobei
e beiden Flügel in je einen Halbkreis einſchwenken,

zwiſchen denen völlig geräumt Oppeln liegen wird. Dar-
auf müſſen ſich die Polen an die deutſch-polniſche Grenze
t le ach vollſtändiger Räumung wird der Selbſt-
chutz aufgelöſt. Die geräumten Gebiete ſind durch alliierte
ruppen zu beſetzen. Der Reichskanzler machte den Par-

teiführern von dieſem Uebereinkommen Mitteilung. Die
rteien einigten ſich auf die Be zaung der Oberſchleſien-

nterpellation auf unbeſtimmte Zeit. Dadurch iſt die dem
abinett Wirth drohende Gefahr beſeitigt.

Die amtlichen Abſtimmungszahlen Oberſchleſiens.
Das amtliche Organ der Jnteralliierten Kommiſſion in

Oppeln veröffentlicht jetzt die amtlichen Abſtimmungszahlen.
Danach haben 60 Proz. der Stimmen für Deutſchland ge-
lautet. Von ſämtlichen Gemeinden haben 55 Proz. eine
deutſche Mehrheit erhalten. Jn den drei Wahlkreiſen Kreuz-
burg, Leobſchütz und Oberglogau gibt es nach der amtlichen
Feſtſtellung überhaupt keine Gemeinde mit polniſcher Mehr-
heit. Jm ganzen Abſtimmungsgebiet iſt eine einzige Stadt
mit polniſcher Mehrheit feſtzuſtellen, nämlich Altberun im
Kreiſe Pleß, wo 1172 polniſche und 255 deutſche Stimmen
abgegeben worden ſind.

Munitionsexploſion.
Rybnik. Auf dem hieſigen Bahnhof explodierten zwei

Waggons mit polniſcher Munition. Der entſtandene Sach-

der Generalſtaatsanwalt, es beſtehe nicht die Abſicht, dem
Hauſe den vom Generalſtaatsanwalt erſtatteten Bericht über
die Leipziger Prozeſſe vorzulegen. Dieſer ſei lediglich zur
Jnformation des Kabinetts beſtimmt. Sobald die gegenwärtig
laufende Reihe von Prozeſſen abgeſchloſſen ſei, werde das
Haus Gelegenheit erhalten, darüber zu diskutieren, wenn der
allgemeine Wunſch ſeiner Mitglieder dahin gehe. Kapitän
Wedgewood Ben fragte, wann die Entſcheidung der Alliierten
über ein weiteres Vorgehen getroffen werden würde, da die
bereits ergangenen Urteile als eine Verhöhnung angeſehen
werden müßten. Der Generalſtaatsanwalt erwiderte, daß,
bevor die franzöſiſchen Fälle verhandelt ſelen, eine Zuſammen-
kunft der Alliierten keinem nützlichen Zweck dienen könne.

Der Kongreß der 3. änternationale.
London, 23. Juni. (WTB.) Wie „Morning Poſt“ aus

Reval meldet, iſt in Moskau der dritte Kongreß der
Dritten Jnternationale eröffnet worden. Der
augenblickliche Vorſitzende Sinowjew erklärte Vertretern
der ausländiſchen Preſſe, das Programm des Kongreſſes ſehe
eine Offenſive des Proletariats in naher Zu-
kunft vor. Einer der wichtigſten Punkte des Programms
ſei die Zuſammenfaſſung aller Kräfte auf die Propaganda-
und Revolutionstätigkeit im Oſten.

Jn einer vor Eröffnung des Kongreſſes gehaltenen
Rede erklärte der ſoeben aus Turkeſtan zurückgekehrte Volks-
kommiſſar Trotzki, wenn der Krieg, die Revolution in
Rußland und die halben Revolutionen in Deutſchland und
Oeſterreich nutzlos geweſen ſeien und das Proletariat wie-
der unter das Joch der Bourgeoiſie falle, dann werde die
Bourgeoiſie wieder unbeſchränkte Macht erhalten und das

eld ihrer Tätigkeit hauptſächlich nach Amerika,
frika und Aſien verlegen.

Trotzki äußerte weiter: ir müſſen mit dem revolu-
tionären Geiſte nicht nur den Weſten bearbeiten, ſondern auch
den Oſten und vor allem die öſtlichen Kolonien der Groß-
mächte, auf die der Kapitalismus augenblicklich ſeine Hoff-
nung baut. Wir haben unſere rritrr bezog des un-
mittelbaren Ausbruchs einer eltrevolution be-graben. Unſere Feinde ſchlafen nicht, ſondern ſie beob-
achten uns wachſam. Dies alles bedeutet, daß der kommende
Kampf ein ſehr blutiger ſein wird, und wenn wir ſiegen
wollen, müſſen wir alle unſere Kräfte anſpannen. äh
rend der kommenden Weltrevolution werden die Frauen
nicht die paſſive Rolle von Pflegerinnen und barmherzigen
Schweſtern übernehmen, ſie werden mit den Männern in
den erſten Reihen des Proletariats kämpfen.

Keine große Begeiſterung für Hölz.
Berlin, 23. Juni. (WTVB.) Gegen die Schandjuſtiz und

die Verurteilung des Kommuniſtenführer Max Hölz ver-
anſtalteten heute nachmittag die VKPD. und die KAPD.
auf dem Schloßplatz eine etwa halbſtündige Demonſtrations-

wird von den Nutzungsberechtigten aller Gebäude erhoben,
dievor dem 1. Juli 1918, alſo im weſentlichen noch zu nor-
malen Baupreiſen, fertiggeſtellt ſind. Demnach müſſen nicht
nur die Mieter die Abgabe entrichten, ſondern auch die
von ihnen zur Benutzung in Anſpruch genommenen Ge-
bäudeteile; aber auch für Fabrikgebäude, Kontorräume,
Werkſtätten. Lagerhäuſer, Scheunen, Ställe uſw. m die
Steuer bezahlt werden. Befreit ſind u. a. die für öffent-
liche Zwecke beſtimmten Gebäude des Reiches, der Länder
und der Gemeinden, die Armen-, Waiſen und Kranken-
häuſer, die Kirchen, aber auch ſolche Gebäude, die den Zweck
eines die Volkswohlfahrt fördernden Unternehmens auf ge
meinnütziger Grundlage dienen. Dazu gehören auch Vokks
häuſer, Jugendheime, Herbergen, Landheime uſw., wenn ſie
gemeinnützig betrieben werden.

Nicht das Reich, ſondern die Länder erheben die Steuer.
Es ſteht ihnen frei, ob ſie der Steuer die Form einer Ab
gabe vom Grundrermögen oder einer unmittelbaren Miet-
ſteuer geben wollen. Jm erſten Falle wird die Steuer von
den Beſitzern der Gebäude erhoben, die den Betrag dann
auf die Nutzungs berechtigten (Mieter, Pächter aber auch
ſich ſelbſt) umlegen. Jm zweiten Falle wird die Steuer un
mittelbar von den Nutzungsberechti ten der Gebäude ein-
gezogen. Sie beträgt dann 5 v. H. des Nutzungswertes.
Dazu müſſen die Gemeinden 5 v. H. Zuſchläge erheben. Mit
Genehmigung der oberſten Landesbehörde kann der Ge
meindezuſchlag bis auf 10 v. H. erhöht werden. Wichtig
iſt, daß der Abgabe der Vorkriegswert (1. Juli 1914) der
Gebäude oder Gebäudeteile zugrunde gelegt wird. lein
rentnern und ſolchen die durch Krankheit
oder Erwerbsloſigkeit in ihrem Einkommen ſtark geſchmälert
werden, wird die Steuer auf Antrag zurückerſtattet.

Zwei rohe Beiſpiele für die Wirkung der Steuer:
1 Ein Land bringt die Abgabe durch Grundſteuer auf,

wobei nur bebaute Grundſtücke getroffen werden dürfen.
Die auf ein Haus in beſtimmtem Werte entfallende neue
Steuer beträgt 200 Mark jährlich. Der Beſitzer bewohnt
die Hälfte des Hauſes, zwei Mieter je ein Viertel.
dieſem Falle werden die 200 Mark Abgabe vom Beſitzer er
hoben, der 100 Mark aus eigener Taſche zahlen muß und je
50 Mark von den beiden Mietern Pehen kann. Die Ge
meindezuſchläge regeln ſich entſprechend.

2. Ein Land erhebt die eigentliche Mietſteuer. Die
Steuerbehörde ſtellt den Mietwert der Gebäude und Ge-
bäudeteile am 1. Juli 1914 feſt. Ein Haus hat vier Woh-
nungen. Die vom Hausbeſitzer benutzten Räume hatten am
1. Juli 1914 einen Mietwert von 900 Mark jährlich, die von
den drei Mietern benutzten Räume von je 500 Mark jähr-
lich. Jn dieſem Falle erhebt das Land von dem Vermieter
45 Mark, von den drei Mietern je 25 Mark jährlich (5 v. H.).
Durch den Gemeindezuſchlag wird die Steuer verdoppelt.

Nehmen wir an, daß die Arbeiter, über das ger Land
genommen, am 1. Juli 1914 durchſchnittlich 30 bis Markſchaden beläuft ſich nach vorſichtiger Schätzung auf 35 Mil- te Der polniſche Kommandant ließ mehrere deutſche verſammlung, die auffallend ſchwach beſucht war. Lediglich monatlich Miete zahlten ſo haben ſie alſo, welcher

Kaufleute verhaften, da man die Deutſchen der Verurſachung die Fahrſtraße zwiſchen a und Neptunbrunnen war Form die Abgabe erhoben wird, mit einer Mietſteuer von
der Exploſion vbeſchuldigt. Die Erregung in der Stadt iſt von Anhängern der beiden Parteien beſetzt. Unter den 5 bis 4 Mark monatlich zu rechnen.
ungeheuer.

Die Aufhebung der Zollgrenze unbeſtimmt
London, 24. Juni. (Privat-Telegr.) Der Oberſte Rat

dürfe ſich wahrſcheinlich am 15. Juli verſammeln. Englandi e a die Runge der geregelt werde.

wenigen, meiſt unbekannten Rednern bemerkte man auch
einen halbwüchſigen Burſchen. Auch an der Kaiſer Wil-
helmGedächtniskirche verſammelten ſich trotz des Verbots
des Polizeipräſidenten einige hundert Kommuniſten und
e die aber bald von der Schutzpolizei zerſtreut

Dieſe Abgabe iſt unangenehm wie jede Steuer. Was
uns aber mit ihr verſöhnen kann, iſt dies: Die paar Rilli
arden, die ſie bringt, kommen unmittelbar der Maſſe, der
kleinen Mieter zugute, dent die Einkünfte dürfen lediglichzur Verzinſung und Tilgung der für Kleinwohnungen e

Fffentlichen Mitteln) hergegebenen nerwandt



r dürfen mit Neſer Abgabe Wohnungsbauken
r werden:wenn die Koſten der Bauausführung einſchließlich der
Bauſtoffe behördlich genau kontrolliert werden;

2. wenn die Bauten dauernd in öffentlichem oder ge-
meinnützigem Eigentum bleiben, oder doch verhindert wird,
daß aus der Vermietung oder dem Verkauf ein übermäßiger

i her 125 haärferen Faſſung dieſer St
er noch eren ung dieſer errungenſind wir leider gegen die geſamten kurger lichen reden

nicht du ungen.
Die wird einſtweilen in den Jahren 1921 bis

1924 erhoben werden. Die Erträgniſſe werden aber
in den nächſten zwei Jahren verbaut ſein. Sie ſchaffen,
tage 50 000 Wohnungen, während der Bedarf viel

eine Million Wohnungen iſt. Es iſt alſo nicht viel,
was erreicht wird. Jmmerhin ſind 50 000 Wohnungen, an
deren Bau hunderttauſende Bauarbeiter Beſchäftigung fin-
den, doch viel mehr als nichts. Diejenigen, die die Vorlage
e verwerfen, konnten außet dem Hinweis auf die

tenpreſſe keinen für die ſofortige Bevon Mitteln nennen. ß die Kommuniſten im u
nichts taten, verdient kaumt erwähnt zu werden.

Wir n in dieſem kümmerlichen t noch nicht ein
mal den Anfang der Löfung des unendlich ſchwierigen und
verwickelten Wohnungsbauproblems. Auf unſer Drängen
wird ſchleunigſt eine Unterkommiſſion des Wohnungsaus-
ſchuſſes Porſchläge zur Behebung der umfaſſenden Woh-
nungsnot ausarbeiten. Auch eine aus Gewerkſchaftern und
aus Reichstagsabgeordneten der SPD. und der USP. ge-
bildete Kommiſſion wird demnächſt mit weit ausgreifenden
Plänen vor die Oeffentlichkeit treten.

Deutſcher Reichstag.

121. Sitzung. Donnerstag, 23. Juni 1921, 2 Uhr.
Präſident Loebe teilt mit, daß der von den Polen ver

ſchleppote Abgeordnete Bias (Soz.) ſeine Freiheit wieder-
erlkangt hat.

Die Genehmigung zur Strafverfolgung der Abg. Dr. Maretzki
(DVp.) und Vogtherr (USP.) wegen Beleidigung wird verſagt.

Das Lohnſteuergeſetz geht an den Steuerausſchuß.
Der Geſetzentwurf zur Aenderung des Gerichtskoſtengeſetzes

wird nach kurzer Debatte in zweiter und dritter Leſung ange-
nommen; es tritt mit dem 1. Au in Kraft. Angenommen
wird auch ein neues a r die Auslandsbehörden:
die Regierung hat zugeſagt, den Paßverkehr zwiſchen Deutſchland
und Deutſch- Oeſterreich möglichſt bald zu beſeitigen.

Es folgt die dritte Beratung eines Geſetzes über den Waffen-
gebrauch des Grenzaufſichtsperſonals. Die dazu geſtellten ſozial-
demokratiſchen Anträge werden mit den Stimmen der bürger-
lichen Parteien abgelehnt. Die Vorlage wird in der Ausſchuß-

ng angenommen.
Es folgen eine Anzahl Nachtragsetatsanträge. Die Haus
v nten, des Reichsminiſteriums, desläne des Reichspre

ichsfinanzminiſteriums, des Penſionsfondschskanzlers, des
und des Rechnungshofes werden ohne r r Ausſprache an
genommen. Zum Haushalt des Reichs juſtizminiſte-
riums exrgreift das Wort der

Abg. Roſenfeld (USP.): Wo bleiben die Reformen, die
aus unſerer Juſtiz eine wirkliche Rechtspflege ma ſollen
Wir ſordern hl der Richter durch das Volk und Beteiligung
der Arbeiter an Schöffen- und Schwurgerichten. Die durch den
ſozialdemokratiſchen Antrag, den der Reichstag angenommen hat,Lienene N fung aller Sondergerichtsurteile findet ni
ſtait. Das Reichsgericht hat die Aulockverbrecher begnadigt, ob
hen ausdrücklich von der Amneſtie ausgenom-

r Schiffe r: Jn der Angelegenheit AulockHabe die Akten eingefordert und werde ſie prüfen. Die Wahl
der Richter durch das Volk lehnt die Reichsjuſtizverwaltung nach
wie vor ab. Die Mitwirkung möglichſt aller Teile des Volkes im

mt der und Geſchworenen wird durch den Entwurf,
der jetzt dem Reichsrat vorliegt, ſichergeſtellt werden. Den Be
gnadigungsbeſchluß des Reichstages hat Herr Dr. Roſenfeld nicht
gang richtig wiedergegeben. Der Beſchluß geht dahin, daß es nicht

ankommen ſoll, ob der Verurteilte ein Gnadengeſuch ein
dah von Amts wegen eine RNachprüfung vorge

nommen wird. Dieſe Nachprüfung aller Urteile findet ſtatt,

aus, ſo geht die Sache an den Miniſter. (Lebhafter
eifall.

Abg. Herz feld (Komm.): Daß ſich die W
ſo zugeſpitzt haben, daran iſt in erſter Linie die Juſtiz ſchuld.
Schuld aber auch die „Revolution“, die die alte Rechtspflege nicht
in Grund und Boden gefegt hat.

Abg. Dr. Roſenfeld (USP.): Wir verlangen, daß ent
vrechend dem Beſchluß des Reichstags eine Nachprüfung der Ur-
ile durch beſondere Stellen ſtattfindet. Jch möchte nur wünſchen,

daß auch der Arbeiterſchaft Gelegenheit gegeben wird, an
Beratungen über ihre eigenen Genoſſen teilzunehmen.

Reichsjuſtizmini Schiffer: Der Beſchluß des Reichstags
enthält keineswegs die Worte, wonach eine beſondere Stelle zur
n m Gnadengeſuche geſchaffen werden ſoll.

bg. Roſenfeld (USP.): Eine Arbeitslaſt, Herr
Juſtizminiſter, iſt allerdings mit der Nachprüfung der Gnaden-
geſuche verbunden. Aber was bedeutet ſie gegenüber der ſchreien-
den Ungerechtigkeit der Juſtiz.

Reichsjuſtizminiſter Schiffer: Jch habe über die Vertei
lungsnotwendigkeit der Arbeit geſprochen. Die Mehrarbeit habe
ich durchaus nicht abgelehnt.

Abg. Dr. Radbruch (Soz.): Die Auslegung unſeres An-
trages durch den Herrn Abgeordneten Dr. Roſenfeld iſt zutreffend.
Dagegen die Anſchauung des Herrn Juſtizminiſters falſch. Wir
haben uns ſpeziell mit dieſem Antrag an den Herrn Reichskanzler

wandt in der Abſicht, daß eine beſondere Nachprüfungs-
elle für ſämtliche Urteile geſchaffen wird.

Reichsjuſtizminiſter Schiffer: Ein in dieſem Sinne ge-
ſtellter Antrag wäre verfaſſungswidrig. (Große Unruhe.) Denn
die Verfaſſung legt dar, daß der Miniſter innerhalb ſeines Reſ-
ſorts eine durchaus ſelbſtändige Politik verfolgen kann. Jn
dieſer Angelegenheit iſt allein das Reichsjuſtizminiſterium zu
ſtändig. Jch halte mich daher an den Antrag.

Abg. Müller- Franken (Soz.): Es handelt ſich um einen
Begnadigungsakt, den der Reichspräſident nach Verſtändigung mit
dem Reichskanzler oder auch dem Reichsjuſtizminiſter von ſich aus
vornehmen kann. Unſer Antrag entſpricht durchaus der Ver-
faſſung.

Reichsjuſtizminiſter Schiffer bleibt bei ſeiner Auffaſſung.
Damit ſchließt die Debatte. Der Haushalt des Reichs

juſtiz miniſteriums wird angenommen, ferner eine Entſchliebung,
die eine Statiſtik über die Rechtſprechung der Sondergerichte
fordert. Es folgt die erſte Beratung des Geſetzentwurfes über
die Aenderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte. Die
Vorlage bringt die Heraufſetzung der bisherigen Grenze für die
Verſicherungspflicht über 15 000 Mark hinaus bis zu 28 000 Mark.

Abg. Giebel (Soz.): Dieſer Geſetzentwurf hat große Ent-
rüſtung und Erregung unter den Angeſtellten hervorgerufen. Die
vorgeſehenen Beitragsſätze haben einen niederſchmetternden Ein
druck gemacht. Aus einem mir zugegangenen Briefe kann man
erſehen, wie verbittert die Beamtenſchaft iſt. Es heißt da: Die
einzige Antwort der Angeſtellten auf ein ſolches Geſetz ſei der
Generalſtreik. Die Klaſſifizierung des Entwurfes können wir
nicht ohne weiteres annehmen. Die Beiträge werden jetzt ſchon
als zu weitgehend empfunden, die Vorlage ſieht aber eine wei
tere Steigerung bis auf das Vierfache vor. Dabei ſind die An-
geſtelltengehälter nur um das Sechs- bis Achtfache geſtiegen, dieTeuerungs verhältniſſe aber um das Zwölf- bis Fünfzehnfache.
Bei Schaffung des Geſetzes wollte man Rückſicht nehmen auf die
gutbezahlten Angeſtellten. Die Erhöhung der Verſicherungsgrenze
auf 28 000 Mark genügt bei weitem nicht mehr; wir werden im
Ausſchuß für 40 000 Mark eintreten. An dem ſchlechten Stand
der m cherung ſind die enormen Verwaltungskoſten
ſchuld. ir begrüßen es, daß das Kontenſyſtem endlich durch
das Beitragsmarkenſyſtem erſetzt wird. Ueber die Notwendigkeit
der Beitragshöhe müſſen wir ein mathematiſch genaues Gut-
achten fordern.

Reichsarbeitsminiſter Dr. Brauns: Die ſind
rechtzeitig von der Vorlage benachrichtigt; eine Erhöhung der
Renten war ſchon lange gefordert. Die Mehrzahl der z
organiſationen iſt für die Vorlage eingetreten. Der Reichswirt-
ſchaftsrat iſt nicht damit befaßt worden, weil es ſich um ein Not-
geſetz handelt.

Darauf vertagt fich das Haus auf Freitag 1 Uhr: Anfragen,
Kleine Vorlagen, beſchleunigte Erhebung des Reichsnotopfers,
Haushaltsvpläne. Weiterberatung. Schluß: 66 Uhr.

Die Ortsklaſſeneinteilung.

Jm Reichstagsausſchu für Beamten-
an gelegenheiten wurde am Donnerstag über einen
faſt allſeitig unterſtützten Antrag verhandelt, die Ortsklaſſen
D und P vollkommen zu ſtreichen. Nach einer lebhaften De

und zwar durch eine Kommiſſion, beſtehend aus einem Richter und
einem Staatsanwalt. Spricht ſich nur einer von ihnen für die

Orksklaſſenverzeichniſfes bis zum 1. Okt.
Annahme dieſes Antrages nicht

verzögern. Der Antrag wurde darauf mit neun gegen
Il desFern h eire evtl.

Stimmen vom Ausſchuſſe r nt. G e
usW ein Antrag Dr. M

mit Rückſicht auf die faſt unausbleibliche erhebliche Ver
erung in der Verabſchiedung des Geſetzes damit einver-

tanden iſt, daß die weiteren Vorarbeiten für das endgültige
Ortsklaſſenverzeichnis a der Grundlage von fünf Orts-
kla erfolgen. Der Ausſchuß geht dabei aber von der
ausdrücklichen aus, daß gle g mit derVerabſcheidu des endgültigen Ort e
die gegenwärtige, den beſtehenden Verhältniſſen keine Rech
nung tragende Staffelung der Kinder- und Teuerungs
zuſchläge nach Ortsklaſſen in Wegfall kommt.

Reichsrat und Beamtenausſchüſſe.
Berlin, 23. Juni. Der Reichsrat nahm heute in öffent-

licher Sitzung unter Vorſitz des Staatsſekretärs Lewald
den Geſetzentwurf über die Beamtenausſchüſſe gegen wenige
Stimmen, darunter die Stimmen Württembergs, nach den
Beſchlüſſen des Ausſchuſſes an.

6P9.Selbſtſchutz gegen Orgeſq.

Drei Breslauer Funktionäre unſerer r a
abgeordneter Winzer, und Mache, erlaſſen
heute, nachdem der Breslauer Bezirksausſchuß eine Reihe von
Verboten gegen den Orgeſchverband, wie gemeldet, auf
gehoben hat, einen Gegenaufruf zur Gründung eines
roletariſchen Selbſtſchutzverbandes. Der
ufruf betont im z den reaktionären und letztenEndes antirepublikaniſchen So enen der Orgeſchorganiſation

als Zweck des proletariſchen Selbſtſchutzverbandes die
Unterſtützung der eichs regierung und denSchutz der republikaniſchen Buriietr Jm
einzelnen formuliert er den Zweck des Verbandes in eng

ſt e r r an den Wortlaut dergrammerklärung der Organiſation Eſche-rich und ihres ſchl n Unterverbandes. Es bleibt
warten, ob dieſer Aufruf von republikani Seite nun von
den behördlichen Stellen ebenſo rück So

nachdem ſie in ein
legales Mäntelchen umgehängt hat.

Wenn die Kommuniſten dieſe Aktion von ſogialdemo
kratiſcher Seite in ihrem Sinne deuten, aller
dings bald einſehen müſſen ſie ſich verrechnet haben. Die
Reichsregierung aber, die oeben zur Auflöſung der Or-
ganiſation Eſcherich wird ſiche ra

werden wird wie die

durch die proletariſche Gegenaktion praxis
untergeordneter Organe in Schleſien provoziert hat, endlich
auch zu eigenem Vorgehen ängt ſehen.

Bärgerblock gegen Scheidemann.

der einſtigen Refidenzſtadt gewordenTageblatt

me in Bayern proteſtiert. ideck fertig bracht au vie Kaſe
jegliche Gewaltpolitik ab-ſchwören und der Republik Treue geloben.

Statt ſolche politiſchen Leiſtungen anzuerkennen, fühlen ſich
die Kaſſeler Spießbürger aller Parteien ins Herz getroffen,

batte zog kurz vor der Abſtimmung ein Teil der Unter
zeichner des Antrags ſeine Unterſchrift zurück, um die

wenn idemann en die Reaktion die Stimme erhebt
und rufen zu einem Rachefeldzug gegen ihn auf.

„König Kohle
Roman von Upton Sinclair.

(69, Foriſehnng.) (Nachdruck verboten.)
Unkerdrückte vieler Nationen befanden ſich hier, ſie ſangen

in den verſchiedenſten Sprachen, dennoch war es das gleiche
Sie ſangen einige Takte, dann verſchlang das allgemeine

die einzelnen Töne. „Vorwärts, vorwärts! Alle
Herzen entſchloſſen Einige liefen in die andere Rich-
tung, um die Kunde zu verbreiten, bald war die ganze Dorf-
bevölkerung zur Stelle; Männer ſchwenkten ihre Mützen,

erhoben ſchreiend die Hände oder verharrten in
Schreck, erkennend, daß Kinder nicht durch revoluti

vontre Geſänge ernährt werden können.
e hoben Tim Rafferté auf ihre Schultern, er

e Geſchichte wiederholen. Während er noch ſprach,
arte Mutter herbeigehaſtet, ihr Schrei übergellte

„Tim! Tim! Kommm herunterl! Was iſt's mit
rang in ködlicher Angſt die Hände, da ſie Hal

lief ſie auf Hn „Bringen Sie ihn fort, Joe! Der
geworden! Wir werden alle entlaſſen, werden

bekommen was ſoll dann aus uns werden?
Mutter Gottes, was fällt dem Jungen ein?“ Wieder

ie Tim, doch achtete er ihrer nicht; Tim war auf dem
Verſaillesnach

ſchrie, man ſolle ins Spttal eindringen, um die
Verletzten vor den „verdammten Advokaten“ zu ſchützen. Dies
war wenigſtens ein beſtimmtes Ziel, die Menge ſtrebte in
die angegebene Richtung: Hal folgte mit den Nachzüglern;

und Kindern und den weniger Mutigen unter den
r einige Beamte und Angeſtellte vorüber

haſten, dann erſchien auch Jeff Cotton und Hal hörte, wie
er Männern l, aus dem Bureau Revolver zu holen.

Jack David kam mit Jerry Minetti. Hal trat
urt ihnen abſeits, um zu beraten. Jerry loderte vor Be-

End war ſie gekommen, die Revolte, die er
n erwartete Worauf warteten ſie denn,

warum hielten fie keine Reden, organiſierten nicht die Leute
Jack David verlieh der Gewißheit Ausdruck: man mußte

überlegen, ob dieſer Ausbruch anhalten könne.
Jerry erwiderte, ſie könnten aus der Empörung machen,

was ſie wollten. Wenn ſie die Führung übernehmen, könnten
ſie die Leute lenken und zuſammenhalten. Hatte nicht auch
Olſon dies gewollt?
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RNein, meinte der große Waliſer. Olſon hatte verſucht,

Revolte in allen Gruben. Dies ſei etwas ganz aneres als
die offene Bewegung, die ſich bloß auf eine Grube beſchränke.
Konnte man bei einer derartigen Bewegung auf einen Er-
folg hoffen? Wenn nicht, ſo wäre es töricht, etwas zu be-
ginnen, das als alleiniges Reſultat ihrer aller Entlaſſung
zur Folge haben werde.

Jerry wandte ſich an Hal, was denn ſeine Anſicht ſei?
Und ſo mußte denn Hal ſchließlich ſprechen. Es ſei für
ihn ſchwer, ein Urteil zu fällen, ſagte er. Er wiſſe ſo wenig
von Arbeiterbewegungen; ſei ins Nord-Tal gekommen, um
ſich darüber aufzuklären. Es ſei ſchwer, den Leuten zu raten,
ſich eine derartige Behandlung weiter gefallen zu laſſen, an
dererſeits würde eine erfolgloſe Revolte alle entmutigen, die
Organiſierung der Leute ſehr erſchweren.

Dies ſprach Hal, doch lag noch vieles in ſeinem Sinn, dem
er keine Worte verlieh. Er konnte doch nicht dieſen Männern
ſagen: „Wohl bin ich euer Freund, doch bin ich auch der
Freund eurer Feinde, kann mir in dieſer Kriſis nicht klar
werden, welcher Seite ich Treue ſchulde. Die Pflicht der
Höflichkeit bindet mich an die, die Herren über euer Leben
ſind außerdem möchte ich nicht das Mädchen kränken, das
ich heiraten möchte.“ Nein, derlei Dinge konnte er nicht
ausſprechen. Die bloßen Gedanken gaben ihm die Empfin
dung, daß er ein Verräter ſei er wagte kaum, den anderen
in die Augen zu ſehen. Jerry wußte, daß er in irgend
einer Beziehung zu den Harrigans ſtehe, hatte dies wohl
auch Hals Freunden mitgeteilt, es mit ihnen beſprochen.
Wie, wenn ſie ihn nun für einen Spion halten?

Hal atmete erleichtert auf, als Jack David energiſch auf
ſeiner Anſicht beharrte. Sie würden nur dem Feind in die
Hände ſpielen, wenn ſie ſich vorzeitig in die Sache hinein
ziehen ließen. Man müßte Olſons Rat einholen.

„Wo iſt Olſon fragte Hal und David erklärte, daß Olſon
an dem Tage, da Hal aus der Grube hinausgeworfen worden
war, gekündigt und ſich nach Sheridan begeben habe, um der
Gewerkſchaftszentrale Bericht zu erſtatten. Er werde wohl
nicht zurückkommen, hatte ja ſeine kleine Gruppe bereits ge

ildet, im Nord-Tal den Samen der Revolte geſäet.
Zie berielen über die Möglichkeit, ſeinen Rat einzuholen.

Es war unmöglich, vom Nord-Tal aus zu telephonieren, ohne
das jedes Wort belauſcht wurde, doch fuhr in wenigen Mi-
nuten der Abendzug nach Pedro, und der große Jack meinte,
einer von Jhnen müßte mitfahren. Sheridan ſei bloß fünf-
zehn oder zwanzig Meilen von Pedro entfernt, vielleicht iſt
dortſelbſt ein Gewertſchaftebeamter, der

binden laſſen und einen der Gewerkſchaftsführer überreden,
den Nachtzug zu benutzen und ſo am nächſten Morgen in Pedro
zu ſein.

Hal, der noch immer hoffte, im Hintergrunde bleiben
zu können, ſchob dieſe Aufgabe Jack David zu. Sie leerten
ihre Taſchen, um das ſRKeiſegeld zuſammenzubringen, und
der große Waliſer eilte fort, um ſeinen Zug zu erreichen.
Hal und Jerry beſchloſſen, ſich ruhig zu verhalten und ihrer
Gruppe dass gleiche zu vaten.

Dieſes Programm war für Hal ein äußerſt günſtiges,
bloß hatte er es, wie er ſofort bemerken ſollte, zu ſpät auf-
geſtellt. Er und Jerry mengten ſich unter die Heute, die,
vor einem der Geſellſchaftsgebäude ſtehend, einer Rede lauſch
ten. Es war eine Frauenſtimme, die klar, ſchier gebieteriſch
in die Abendluft klang. Sie konnten die Sprechende nicht
ſehen, doch erkannte Hal die Stimme, packte ſeinen Gefährten
am Arm: „Es iſt Mary Burke, und ſie ſchien die Menge
in eine Art Raſerei zu verſetzen. Sie ſagte einen Satz, dem
wildes Gebrüll antwortete, dann folgte abermals ein Satz
und wieder die brüllende Entgegnung der Umſtehenden. Hal
und Jerry drängten ſich vor, bis ſte Worte dieſer Wut-
Litanei verſtehen konnten.

„Glaubt ihr, ſie würden ſelbſt in den Schacht ſteigen
„Sie würden es nicht!“
„Würden Sie ſonſt in Seide und Spitzen gekleidet gehen
„Sie würden es nichtl“
„Würden Sie ſo feine weiche Hände haben
„Sie würden es nichtl!“
„Wenn ihr bloß zuſammenhalten wolltet, ſie en vor

euch auf den Knien, bettelten um Einigung. Doch ſeid ihr
Feiglinge und fie nützen eure Angſt aus! ſeid Ver
räter und ſie kaufen euch! Sie zerbrechen euch in Stücke, tun
mit euch, was ihnen beliebt dann fahren ſie in Sonder-
zügen fort, laſſen ihre Flintenmänner hier, auf daß ſie euch
ſchlagen, euch inss Geſicht treten. Wie lange wollt ihr es noch
dulden? Wie lange?“

Das Gebrüll der Menge wogte die entlang, bvauſte
ulden es nicht!“wieder zurück. „Wir dulden es nicht!

Männer zeigten geballte Fäuſte, Frauen ſchrien, die
Kinder ſtießen Flüche aus. „Wir werden gegen ſie kämpfen!
Nicht mehr Sklavenarbeit für ſie verrichten!“

Und da fand Mary das Zauberwort: „Wir werden eine
Gewerkſchaft haben!“ rief ſie. Zuſammenhalten! Zuſammen
bleiben Und wenn ſie uns unſere Rechte verweigern, wir

h an man ch utgrarban mit heran er
ihnen raten wird, haben eine Antwort darauf den Streikl-e Fe

h
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Ne verzwickten Preßverhültniſe in der K.
Vor einiger Zeit konſtatierten wir ſchon bei dem halli

ſchen Kommuniſtenblatt, der „Tribüne“, äußerſt verzwickteVerhältniſſe. Unter den gleichen Umſtänden ſcheinen aber

alle 3D. Zeitungen zu exiſtieren. Sogar das Zentral-
blatt, „Die Rote Fahne“, macht keine Ausnahme. Dort iſt
folgende myſteriöſe Geſchichte paſſiert. Jn einem Aufruf,
den ſie am Mittwoch morgen veröffentlichte, hieß es:

Seit Liebknechts Tod ſteht Euer mutigſter èvor dem Sondergericht der e Beſtie. ger Vorkampfer

Wollt iede W Kwieder wgehe arten, bis opf von Max Hölz ab
Heraus m T r 6eraus m en politi efangenen!ldet keine weitere 77

Dieſer Aufruf ſtellte in bemerkenswerter Weiſe Ma
S öl z in den Vordergrund, deſſen Name nicht nur äußerli
hervorgehoben, ſondern der ſogar mit Liebknecht indeutlichſte Parallele zeet wurde. Jn der Mitt-
De herhet r „Ro r er der Aufrufiederholt, aber mit verändertem Text. Je idie betreffende Stelle: Et. Jest bers

Selt Liebknechts Tod ſtehen eure Vorkäm dericht der weißen Beſtie. geht es um ar r We Wer
warten, bis auch dieſer Ko a elchlagen iſt? Heraus mit den
m 7 Gefangenen. Du keine weitere Verurteilung mehr!

er Unterſchied wird von der „Roten ne“ in folgender origineller Weiſe erklärt: Fah ſols
Auf bisher unaufgeklärte Weiſe wurde zu dem obigen De

monſtrationsaufruf in der Mittwoch-Morgenausga der2 W n 3 r ein L ivon obige t Tkeit der Reda on entgangen iſt gen er der Auſmertan

Sollte das wirklich bloß an der Aufmerkſamkeit des
Redakteurs gelegen haben, dann wäre das die ſchärfſte Ver
urteilung der ganzen Schreibweiſe der kommuniſtiſchen
Blätter. Solch liederlicher Arbeit vertraut ein Teil der
Arbeiter bis zur Einſetzung ihres Lebens. Tatſächlich
ſcheinen die Verhältniſſe aber ſo zu liegen, daß man bei den
Kommuniſten überhaupt nicht mehr weiß, wer in einer
Redaktion etwas zu ſagen hat.

Prozente für die Einheitsfront.

Eine kleine An des Landtagsabgeordneten Gen.
Krüger an die preußiſche Staatsregierung macht auf fol
gendes aufmerkſam:

Jn Berlin, Bendlerſtraße 16, beſteht ein Bureau mit der
Firma Nationale Einheitsfront“. Jn deſſen Auf-
trag bereiſt ein Mann namens Donner das Land, um Mitglieder
und namentlich Geld zu ſammeln. Donner hat die vertragliche
Zuſicherung, daß ein erheblicher Prozentſatz des geſamten Geldes

als r ine Organiſationen R ſichonner früher gegen eine prozentige Provi vonſammelten Geldern angeboten. Kroviſton 4
Soweit uns bekannt iſt, hat Herr Donner, bevor er

den (finanziellen) Wert der nationalen ent
deckte, in Kriegsbeſchädigten ſpekuliert. Zu dieſem Zweck
verband er ſich mit dem Vorſitzenden des gelben Eſſener
Kriegsbeſchädigtenverbandes Adorff, ließ ſich koſtſpieligeBureaus in zehn Städten einrichten und verlangte da r
50 Prozent der eingehenden Gelder. Die Entrüſtung der
Kriegsbeſchädigten verdarb ihm das ſchöne Geſchäft.

Jm Deutſchen Abendblatt vom 14. Juni gerausgeber
Reinhold Wolle ſich folgende Notiz:
ill, ſtelle ſich in de de Frtätigkeit. Zuſchr

will, ſtelle ſi n Dien r Wo uſchriftenanſt. gebild. Herren und Damen (über 25 Jahre) unt. gt 2

Deutſch. Tageblatt, Leipzig, Wintergartenſtraße 10.“
Wenn das Jnſerat nicht in ſeinem latt ſtände,

würde Herr Reinhold Wulle ſicher das Jnſerat ſelber wie
ſeine Aufnahme in ſeiner Zeitung als „echt jüdiſch“ be-
zeichnen.

Deutſchlands Schuld an BVelgien.
Der ehemalige Staatsſekretär des Auswärtigen und

Botſchafter in Paris bei Kriegsausbruch, Freiherr von
Schoen, hat ſoeben bei der Deutſchen Verlagsanſtalt,
Stuttgart, ein Buch, „Erlebtes“, erſcheinen laſſen, in dem
ſich folgende Sätze über den Einmarſch in Belgien finden:

„Die Vergewaltigung Belgiens war nicht
nur ein ſtrategiſcher und politiſcher Fehler,
ſondern auch, wie von berufener Stelle von wornherein
eingeräumt werden mußte, ein Bruch des Völkerrechts. Sie
war es, ungeachtet der Berufung auf die Not, ungeachtet
des nachträglich entdeckten Beweiſes, daß Belgien ſich im Hin
blick auf einen deutſchen Einmarſch mit den Ententemächten
eingelaſſen hatte. Sie war ein ſchwerer Verſtoß wider Recht
und Ehre, der uns die Aechtung der Welt zugezogen
und unſeren Gegnern Waffen geliefert hat, mit denen ſie
uns nicht minder wirkſam bekämpft haben wie mit den
blutigen. Die Härten der Kriegsführung und der Beſetzung
haben ein übriges getan, um den Haß unſerer Feinde in
wildem Feuer aufflammen zu laſſen. Erfolgreiches Hinein-
tragen der Schrecken des Krieges in Feindesland mag einer
berechtigten militäriſchen Lage aber das Rieder
treten eines ſchwachen, durch heilige Verträge geſchützten
Landes iſt ein Frevel, gegen den ſich das Weltgewiſſen ſühne-
heiſchend erhebt. An der erdrückenden Bärde dieſer Sühne
wird Deutſchland durch Menſchenalter hindurch zu tragen
und zu leiden haben.“

So ein ehemals kaiſerlicher Beamter, der im übrigen
das Beſtreben zeigt, das alte Regime faſt in allen Punkten
in Schutz zu nehmen. Hier r t ſich, daß man kein Ver
brechen an einem fremden Volk begehen kann, ohne ſich und
die z Menſchheit und damit auch am eigenen Volke zu
vergehen.

Das Verbrechen an Belgien war auch ein Verbrechen
an Deutſchland!

Bedingte Ausſetzung von Freiheitsſtrafen.
Durch einen Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums

vom 25. Mai d. J. wurde die den Gerichten erteilte Er-
mächtigung, die llſtreckung gerichtlich feſtgeſetzter Frei-
heitsſtrafen unter einer Bewährungsfriſt aus

und ausgeſetzte eits oder n n deren
rſatz die Freiheitsſtrafen feſtgeſetzt ſind, nach Ablauf der

Bewährunggfriſt zu erlaſſen, a auf ſolche Fälle ausge
dehnt, in denen die Freiheitsſtrafe mehr als ſechs Monate
beträgt. Jedoch darf in ſolchen Fällen nur ein Teil der
Strafe, der ſechs Monate nicht überſteigt, ausgeſetzt werden.

Der Preußiſche d t nun unter dem 15. Juni
eine allgemeine Verfügung erlaſſen, durch die die bisher
eltenden Ausführungsbeſtimmungen vom 19. Oktober 1920u Sinne des oben erwähnten Staatsminiſterialerlaſſes ge-

J

gegen dige Stimmen der

Fünſter deutſcher Städtetag in Stuttgart.
Frankfurt, 23. Juni. (TU.) Unter dem Vorſitz des

Oberbürgermeiſters Boeß Berlin wurde heute in Stutt-
gart bei außerordentlich zahlreicher Beteiligung es ſind
gegen 300 Vertreter von Städten des deutſchen Reiches an-weſend der ſt deutſche Städtetag, der erſte et der
Vorkriegszeit, eröffnet. Die r S Lage der deut-
a Städte behandelte Oberbürgermeiſter Dr. Lut her

en.

Reichswehr als Scharfrichter.

Kempten 23. Juni. (TU.) Heute früh wurde
durch eine Reichswehrabteilung das Todesurteil Segen den
37 jährigen Fuhrmann Schichtl und den 23 jährigen Hans
Reſel dur rſchießen vollſtreckt. Sie hatten die Ehefrau
Schichtls auf grauenhafte Weiſe ermordet.

Valutg, Induſtrie und Velthandel.

Nach den ängſtlichen Aeußerungen führender Wirt-
ſ re der Entente über die r en großer deutſcher
Parenlieferungen Deutſchlands, auf Grund der Repara-

tionsforderungen und über die für die Arbeits-
märkte der Ententeländer, ſich nun auch die be-
teiligten Staaten gegen die deutſchen Barzahlungen inamerikaniſcher Währung. Die durch den arten Kauf
amerikaniſcher Dollars durch Deutſchland bewirkte Steige-
rung des Wertes der amerikaniſchen Valuta drückt natür-
lich weil der Dollar das gegenwärtige Standardgeld der
Welt iſt in gleichem Maße auf den Wert des Geldes der
anderen Staaten. Frankreich und England haben en
Alarmrufe über dieſe Schädigung ihrer Valuta ausgeſtoßen
und verlangt, daß die Berechnung der deutſchen Leiſtungen
in Dollars auf die deutſchen Dollarkäufe, die dadurch nötig
werden, abgebunden werden. Nun regt fich auch Amerika.
Der amerikaniſche Handelsminiſter Hoover fordert jetzt,
daß die von der Reparationskommiſſion beſchloſſene Zah-
lungspolitik nicht weiter verfolgt werde, weil dadurch die
n Amerikas geſchädigt würden. Amerika hat näm-
lich keine Urſache, mit dem hohen Stand ſeiner Valuta r
frieden zu ſein. Die überragend hohe Kaufkraft ſeines Gel-
des ſchädigt ſeine Stellung auf dem Weltmarkte und ſeinen
inneren Jnduſtriemarkt in doppelter Hinſicht. Erſtens kann
Amerika mit dem teuren Dollar o billig in der Welt ein-
kaufen, daß dadurch die Fabrikation im eigenen Lande für
den inneren Bedarf gehemmt wird, die ausländiſchen
Jnduſtrieprodukte ſind natürlich um vieles billiger als die
mit den hohen amerikaniſchen Löhnen erzeugten die
amerikaniſche Jnduſtrie kann nicht mehr konkurrieren.
Zweitens ſind die auswärtigen Staaten, die ſonſt amerika-
niſche Waren gekauft haben, nicht de in der Lage, bei
dem teuren Dollarpreiſe ſoviel wie früher von dort zu
kaufen. Und außerdem werden ſie überall, wo von anderen
Ländern mit billigerer Valuta die gleichen Waren her-geſtellt werden wie in Amerika, auf den Ankauf nicht-
amerikaniſcher alſo billigerer Waren verfallen. Der
amerikaniſche Arbeitsmarkt iſt gelähmt. Die Arbeitsloſig-
kit muß umſomehr ſteigen, je wertvoller der Dollar iſt.

Dieſe Unzuträglichkeiten und Gefahren für die Entente-
länder ſind die Folge der Reparationsforderungen. Sie
müſſen noch ſteigen, wenn nicht eine grundlegende Erleichte-
rung für Deutſchland Für uns iſt dies ein neuer
Beweis, daß in wirtſ 3 chen Dingen Anordnungen undBeſchlüſſe vom grünen Tiſch aus Unſinn ſind und die eigenen
Väter ſtrafen.

Ruſſiſche Bergwerke.
NZ. Auf dem vor kurzem abgehaltenen zweiten Kongreß

der Bergarbeiter Wir ußlands wurde die „Feſtſtellung“
emacht, daß die ruſſiſche Montaninduſtrie einer Kata-

trophe zutreibe, die den ganzen ruſſiſchen Bergbau zuverſchütten drohe. Die Arbeiterſchaft müſſe jeden Augen-

blick r ſein, durch Schachtrutſche und Ver-
ſchüttungen, die bald zu den täglichen Vorkommniſſen
We in die Tiefen geſchleudert und begraben zu werden.

ie Grubeneinrichtungen, das Material und das geſamte
nventar, welches über und unter der Erde nun ſchon ſeit
ahren ſeiner Jnſtandſetzung h iſt in einer
erfaſſung, daß nur noch bedeutende Kapitalaufwände durch

totale Umgeſtaltung der Werke, d. h. Ausrangierung desalten Eiſens“ und Reuanſchaffun modernerMaſchinen, Werkzeuge und ſonſtiger Fachgerätſchaften

eine Neubelebung dieſes ſterbenskranken Wirtſchaftszweiges
erreichen könnten. Es ſind daher „Beſchlüſſe“ gefaßt worden,
die einſtweilige Heranziehung von „Großkapita-
lien“ gutzuheißen und Auslandsbeſtellungen von
annähernd 30 Millionen Goldrubel vorgeſehen, wobei den
Vorkriegslieferanten: Deutſchland, ngland und
Amerika Auftrräge zugehen ſollen. Deine müſſe, in
Anbetracht des ſich allmählich erſchöpfenden Goldvorrats,
nach Hebung der einheimiſchen Produktion ſelbſtverſtändlich
auch mit Zahlungen und Gegenleiſtungen aus den Erträ g-
niſſen der wiederzu belebenden Jnduſtrie-und Grubenzentren gerechnet werden. Leider, das
mußte der 2. Bergarbeiterkongreß konſtatieren, treten einem
bei dieſen Betrachtungen ganz ungeheure Ziffern des Pro-

es entgegen. So ergab das der Sitzung
unbreitete r erſchreckende Dinge u. g.
auch für die Montaninduſtrie zwiſchen der zariſtiſchen Zeit
und der gegenwärtigen kommuniſtiſchen Periode: Jm Jahre
1913 wurden in Rußland 851 Millionen Pud Erze gefördert,
im Jahre 1920 8 Millionen Pud Kupfererze, 1913
69 Millionen Pud, im Jahre 1920 aber 0,21 Millionen Pud

W en Manganerze 16 Millionen Pud bzw. 0,21 Mill.
uſw.

Dieſe unabweisbaren Tatſachen der „Nachkriegsproduk-
tionsverminderung“ hat die Volksräte veranlaßt, dem kapital-
ſeen Ausland „Konzeſſionen“ einzuräumen, die der Sow-

die Möglichkeit geben ſollen, nun wieder Mittel
und r zu finden, um die im hen Schoße ruhenden
Schätze einer neuen „goldenen Zukunft“ entgegenzuführen.

Pohzen.

Kohlenknappheit in Berlin. Infolge der durch die ober-
en Unruhen hervorgerufenen Kohlenknappheit ſah ſich das
tädtiſchen Elektrizitätswerk Charlottenburg in dieſer Woche ge-
zwungen, zu Stromeinſchränkungen zu ſchreiten, von denen einige
roße Chiriettenbur er Werke betroffen wurden. So mußte dasSeram lühlampen-Werk in der Helmholtzſtraße, das 4000

Arbeiter beſchäftigt, zwei S lang den Betrieb ſtillegen. Die
Berliner ſtädtiſchen Elektrizitätswerke und die Gasanſtalten ver-

gen, wie das „Achtuhr-Abendblatt“ erfährt, nur über einen
envorrat für etwa 14 bis 15 Tage.
Abgelehnte Enthaftung. Jm Geſchäftsordnungsausſchuß des

Landtages wurde heute der Antrag der USP. auf Haftentlaſſung
der Abgeordneten Toller Nikiſch, Eiſenberger, Sauber, 32372
meiſter und Schmidt mit den Stimmen der bürgerlichen Parteien

Sie werden doch ausreichen, „Daily Mail meldet aus Kon
ringe die Ankunft des neuen bolſchewiſtiſchen

otſchafters bei der türkiſchen nationaliſtiſchen Regierung
in Angora mit einem Gefolge von 56 Perſonen. Der Entſen-
dung dieſer ruſſiſchen Miſſion wird angeſichts der Drohung Ango-
ras mit einer englandfeindlichen Politik im Orient beſondere
Bedeutung beigemeſſen.

Doch zu toll getrieben. Der „Völki Beobachter“ in Mün
chen, das bekannte antiſemitiſche Kampforgan iſt von der Re-
r auf 4 Wochen verboten worden Anlaß gab dazu unflätige

eſchimpfungen der Reichsregierung und des Reichstages.

Polniſche Tole Jn der „Germania“ gibt Reich
abgeordneter Dr. Herſchel folgende Epiſode aus Oberſchleſien
wieder: „Beim Angriff auf Loslau war dem polniſchen Jnſur-
gentenführer das Pferd unter dem Leibe erſchoſſen
worden. Er befahl, daß ſein Streitroß auf dem jüdiſchen Leichen-
wagen feierlich beſtattet werde und daß die jüdiſchen Bürger es
zu begleiten hätten, als die Stadt von den Aufrührern genommen
war. Das iſt eine von Zeugen eidlich erhärtete wahre Begeben-
e Das Geſchrei in Paris möchten wir hören, wenn katho-
iſchen Polen ſo etwas von evangeliſchen oder griechiſchort

doxen Nachbarn geſchähe!

De banlerotte Gewaltpoſitil.

Mit nicht gar zu viel Erſtaunen erfährt die Oeffentlich-
keit, daß der in Feſtungshaft befindliche Vorſitzende der V. K.
P. D. Heinrich Brandler, von der Zentrale ſeiner Partei
einen gewaltigen Rüffel erhalten hat, der wahrſcheinlich noch
viel ſtärkere Formen angenommen hätte, wenn Brandler ſich
im Beſitze ſeiner Freiheit befunden hätte. Brandler hatte be-
kanntlich in ſeiner Verteidigungsrede vor Gericht ausgeführt, die
V. K. P. D. wolle erſt die Macht, wenn ſie die ungeheure
Mehrheit des Proletariats hinter ſich habe. Die Diktatur
des Proletariats werde nicht den zehnten Teil der Gewalt
anwenden müſſen wie die jetzige Regierung. Die Diktatur des
Proletariats ſei ſogar möglich bei Beſtehen der jetzigen Reichs
verfaſſung. Die Abſchaffung des kapitaliſtiſchen Profits könne
unter Einhaltung des in der Verfaſſung gewährleiſteten Eigen-
tumsrechts geſchehen. Brandler hat die Leitung der V. K.
P. D. bekanntlich durch die Abſetzung des als opportuniſtiſch
verſchrienen vorhergehenden Vorſtandes unter Paul Levi in die
Hand bekommen. Es iſt nicht tragiſch aber charakteriſtiſch, daß
eine Amtsführung von vier Monaten genügt hat, um auch
dieſen Bannerträger des unverfälſchten Radikalismus zum
opportuniſtiſchen Alteiſen geworfen zu ſehen. Die von der
Zentralleitung der V. K. P. D. cuf rufſiſches Geheiß ein
geſchlagene Gewaltpolitik iſt eben derart unmöglich, daß ein
Führer von irgendwelchem Verantworrlichkeitsgefühl ſie nicht
durchführen kann. Deshalb muß jetzt ein Vorſitzender der
V. K. P. D. nach dem anderen verſchwinden. Die Gewalt-
politik der V. K. P. D. ſteckt eben in einer Sackgaſſe, aus
der es keinen Ausweg gibt. Als die Partei das Bekenntnis
zur pſychiſchen Gewalt auf ihr Panier da gab es unter
denen, die ſich dazu bekannnten, wohl zwei verſchiedene Rich
tungen. Das eine waren die blinden Fanatiker, die wirklich
glaubten, daß heute oder morgen die Entſcheidungsſchlacht
geſchlagen werden würde; das andere waren die ge
wiſſenloſen Agitatoren, die in der Gewaltparole die in der
Gewaltparole ein zugkräftiges Propagandamittel ſahen und ſich
wenig den Kopf darüber zerbrachen, wie dieſe Parole einmal
verwirklicht werden ſollte. Aber nichts rächt ſich ſchneller
an ſeinen eigenen Urhebern als die gewiſſenloſe Agitations-
politik. Nachdem die Anhänger der V. K. P. D. eine Zeitlang
mit Wohlgefallen das Geſchrei angehört hatten, daß nur
gewaltſame Erhebung Rettung bringe, wollten ſie endlich Taten
ſehen. Da dieſe zunächſt ausblieben, erhob ſich drohend die
Konkurrenz der K. A. P. D. Nun half der Kommuniſtiſchen
Partei nichts mehr, ſie mußte kopfüber hinein in den Abgrund.
Der erſte Vorſtand unter Levi ſchreckte vor dem Sprung
zurück, er wurde abgeſetzt. Der zweite Vorſtand unter
Brandler wagte den Sprung, und die Folgen waren ſo
jämmerliche für die eigene Partei, daß Herr Brandler ſchleunigſt
von ſeiner Gewalttheorie geheilt wurde. Daran iſt kein
Zweifel. Der Märzputſch iſt der V. K. P. D. ſo furchtbar be
kommen, daß dieſe Mitgliedſchaft ſobald nicht in ein ähn-
liches Abenteuer hineinzureiten iſt. Da macht es nun die V. K.
P. D. wie der Schuljunge, der ſich an einem größeren Kollegen
herangetraut und von ihm Prügel bekommen hat. Er ſieht
ſich nun nach einem kleineren um, an dem er ſeine Wut aus
laſſen kann.

Wenn die Kommuniſtiſche Partei merkt, daß ſie mit ihrer
Methode den Märchen des Staates und des Kapitalismus
nicht beikommen kann, dann verfällt ſie immer auf dasſelbe be-
queme Ablenkungsmittel: den Bruderkampf. Man hat den
Anhängern Gewaltpolitik verſprochen, nachdem ſich aber heraus-
geſtellt hat, daß der Staat weitaus größere Gewaltmittel be-
ſitzt wie die V. K. P. D., kehrt man die Gewaltpolitik gegen
proletariſche Organiſationen, gegen die Gewerkſchaften. Hier
verſpricht der Kampf mehr Erfolg, denn man kämpft ja gegen
Leute, die mit den kommuniſtiſchen Angehörigen auf der
gleichen ſozialen Stufe ſtehen. Hier laſſen ſich ſogar „Erfolge“
erringen, indem man ein Gewerkſchaftshaus demoliert, ein
Paar Gewerkſchaftsbeamte blutig ſchlägt und eine gewerk-
ſchaftliche Organiſation ſchwächt oder in die Luft ſprengt. Die
fanatiſierten Anhänger werden in ihrer gutgläubigen Dumm-

ſchon nicht merken, daß der „Feind“, gegen den dieſe Er
olge errungen werden, der eigene Arbeitskollege, daß die

genommene oder zerſtörte Feſtung, eine Feſtung des Prole-
kariats, nicht des Kapitalismüs iſt. Wenn die Kommuniſten
jetzt die Arbeitsloſen gegen die Gewerkſchaften hetzen, ſo iſt
das der letzte Kampf der bankerotten Gewaltpolitik, die ſich
nunmehr nur noch an die eigenen Arbeitsbrüder traut. Jene
wüſten Auftritte in den Gewerkſchaftshäuſern, die jeden organi-
ſierten Arbeiter mit Scham erfüllen, bilden die Freude und das
Entzücken jener niedrigen Halunken, die aus der Zentrale der
V. K. P. D. heraus dieſe Gewaltpolitik dirigieren. Obſchon
man es nicht für möglich halten ſollte, fordert die „Rote Fahne“
nach den letzten ſchmachvollen Ereigniſſen die Berliner Ar
beiter zu neuen Demonſtrationen vor dem Gewerkſchaftshauſe
auf, um dort „nach dem Rechten zu ſehen“. Das heißt auf
deutſch: Um Krawall, Demolierung und Mißhandlung zu
wiederholen.

Es iſt mit Sicherheit anzunehmen, daß kein organiſierter
Arbeiter dieſem Ruf folgen wird. Um ſo begeiſterter wird ein
radauluſtiges Lumpenproletariat zu haben ſein, das nie einen
Pfennig Beitrag gezahlt, nie eine Stunde Arbeit für den
ſtolzen Bau der gewerkſchaftlichen Organiſation u hat.
Und damit ſind die Kommuntſten glücklich bei den Methoden des
ruſſiſchen Zarismus angelangt, das Lumpenproletariat gegen
die organiſierten Arbeiter aufzuhetzen. Die V. K. P. D. ver
wandelt ſich in ein ſchwarzes Hundert, das Jagd auf Ge
werkſchaftsführer macht. Damit iſt der moraliſche Tiefſtand
dieſer Partei ſchlechterdings nicht mehr zu überbieten, damit iſt
der geiſtige Bankerott der Gewaltpolitik allen ſichtbar, die
Abert noch eben wollen w



ſ worden. aus denen hervorging. daß die amerikaniſchen Swiſfe Beſchwerden unſerer LeſerAus Iller Welt. h e und nach Sowjetruß her den redaktionellen oder JnſeratenTeil der Volksſtimme“,
c e e ſowie Beſchwerden der Berichterſtatter ſind an den VorVerhaftung von beſtechlichen Gefängnisbeamten „209 Menſchen ertrunken. Nach einer Meldung der „Chicago ſitzenden der Preßkommiſſion, Hermann Garbe,

z e n e. Tribune“ aus Tokio ſind auf Kliuſchu 25 Dörfer durch ſtarke arz 42,44, zu richten.Am Dienstag wurde auf Veranlaſſung der Staatsanwalt Kegenfälle und das Anſchwellen der Flüſſe überſchwemmtſchaft der Vorſteher des Dortmunder Gerichtsgefängniſſes Grawe worten. Ueber 200 Perſonen ſollen umgekommen ſein. Beanſtandungen in der Zuſtellung des Blattes wolle man

verhaftet. Später erfolgten weitere zwei Verhaftungen durch die dem Verlag Volksſtimme G. m. b. H., Gr. Ulrichſtr. 27, meldenKriminalpolizei. Auch hier handelt es ſich um Gefängnisbeamte. Raubmord. Jm Untermaxfeld bei Jngolſtadt iſt nach einem
Es handelt ſich um umfangreiche Durchſtechereien. die ſich die Telegramm des „L.-A.“ der 50 jährige Landwirt Oppelheimer Die Preßkommiſſion.
Beamten zu Schulden haben kommen laſſen. Im Gefängnis nachts im Vette von zwei jungen Burſchen, die Geld von ihm ZXZÄZ R.
ſollen von Gefangenen, die aufs Geld nicht zu ſehen brauchten, haben wollten, erſtochen worden. Wetterbericht
regelrechte Gelage und Feſte gefeiert ſein. des Weltgoldes in Amerikas Hand. Die „Chicago Tribune“ Sonnabend, den 25. Juni: Teilweiſe heiter, meiſt trocken,Verſchwundene Schiffe. Zu dem Verſchwinden dreier ameri meldet aus Waſhington Nach Erklärung des Schatzamtes beträgt wärmer.
kaniſcher Dampfer im Atlantiſchen Ozean gibt die Newyorker der geſamte Goldbeſtand der Vereinigten Stacten in privater Sonnkag, den 26. Juni: Ziemlich heiter, trocken, etwas wärmer.
Polizei bekannt, vor 18 Monaten ſeien bei Durchſuchung des und öffentlicher Hand gegenwärtig annähernd 314 Milliarden
Hauptquartiers des Verbandes ruſſiſcher Arbeiter in den Ver Dollar. Das ſeien etwa zwei Drittel des geſamten Golovorrats verantwortlich für den redaktionellen Teil Paul Täumel,einigten Staaten und in Canada Schriftſtücke beſchlagnahmt l der Welt. für den Anzeigenteil Wilhelm Herzig, beide in Halle.
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der e 3 mvon 21 k. werden auf Kap. XXIV, 14 bewilligt.

Halle, Freitag, 24. Juni 1921. Beilage zur Volksſtimme. 5. Jahrgang Nummer 145
arte]- Angelegenheiten

Ortsvorſtand der SPD. te, abends 6.30 Uhr, findet iWilsdorf u n el ee a.kunft im Jugendheim, Weidenplan. e er

Halliſcher Gewerkſchafts- und Vereinskalender.
uam nen de Halle a. S. Heute, abends 7 Uhr, Treffen

er zum r Es wird gebeten, volls St zu ſein, nachdem Uebungsſtunde im Vereins-
l „Stadt Dresden“, Martinſtr.

sluſtige Genoſſen Au
eden Freitag finden im Ver-

ittag: sflug nach Bruckdorf. Vollzähliges Erſcheinenerwartet. ver
Hulle und 6uullreizorte.

Halle, 24. Juni 1921.
Sitzung des Haushaltsausſchuſſes.

Die igung zur Annahme eines Kapitals von 10 000
Mark für Gr ges bis zum Jahre 1984 wurde ausgeſprochen
Jm Etat der Bethke-Lehmann-Stiftung ſind Ueberſchreitungen in

von rund 60 000 ark aus den üblichen Urſachen zu ver-
en, von denen 48 000 Mark ungedeckt ſind. Jhre

auf den Etat von 1921 wird beſchloſſen.
von Erſparniſſen macht ſich eine Aenderung
tſtellen im Rathauſe notwendig. Die Koſten

Es wurde
angeregt, angeſichts der erheblichen Koſten von rund Million

die der Stadt durch die h erwachſen, erheb
liche e en vorzunehmen. Seitens des Magiſtrats
wurde erklärt, daß entſprechende Vorbereitungen im ange

Der automobile Krankenwagen der Feuerwehr muß teilweiſe
neue Bereifung erhalten, was rund 5000 Mark Koſten verur-
7 Die Mittel werden aus Kap. XIV des neuen Etats be-
w

ur Erzielu

s macht ſich eine Aenderung der Abgabebedingungen für
elektri Energie notwendig, um etwaige Schadenerſatzanſprüche
an die Stadt zu verhindern. Künftig ſoll als Grund für die Ein-
ſtellung der Stromlieferung auch der Streik gelten. Der Aende-
rung wurde zugeſtimmt.Auch im Süden der Stadt iſt die Errichtung einer Umform-
ſtation nötig, um die jetzigen bedeutenden Spannungsverluſte im
Stromnetz hergbzumindern. Die Transformatorenſtation ſoll in
einem Keller des Bauvereins für Kleinwohnungen am Johanis-
r S werden. Koſtenbetrag 60000 Mark. Sie
werden bewilligt aus den für Kabelnetzerweiterungen etats-
mäßig zur Verfügung ſtehenden Mitteln.Dem ehe Kriegsgefangenenheimkehr werden zur Er
füllung ſeiner Aufgaben weitere 10 000 Mark bewilligt.

Die 3ähß für die Anſchlagſäulen ſollen erhöht werden.
Die Vorlage ſieht folgende Sätze vor: für den erſten Tag:

ngröße a) bisher 4 Mk., in Mk. -b) bisher 7 Mk.,
künftig 10 Mk.: bisher 10 Mk., künftig 18 Mk.: bisher
16 künftig 20 Mk.; für jeden weiteren Tag: bisher 2 Mk.,
Arts 2 Mk. bisher 2,50 Mk., künftig 3 Mk.; bisher 5 Mk.,
künftig 6 Mk.; bisher 10 Mk., künftig 12,50 Mk. und für jede auf
die erſten 7 Tage eigene Woche: Bogengröße a) bisher 12 Mk.,
nfus 15 Mk. b) bisher 18 Mk., künftig 25 Mk.: 40 Mk.,
künftig 50 Mk.; d) bisher 70 Mk., künftig 90 Mk. Geſchäfts
reklamen werden mit 25 Prozent Zuſchlag belegt. Der Ausſchuß
ſtimmte dem zu. Für die Folge ſoll die Grundeigentumsdeputa-
tion ſelbſtändig die Sätze feſtſetzen.

r die Kabelung der Freileitung Königſtraße Unterplan
des ſſerwerks werden 53 000 Mark bewilligt. Sie ſollen aus
den Erſparniſſen des Baukontos für Druckrohrſtränge genommen

en.
Die Jnſaſſen der halleſchen Lazarette hatten ſich in eine

Eingabe an die St. V. V. über die beabſichtigte Entziehung der
Freifahrtkarten beſchwert. Die Eingabe iſt inſofern erledigt, als

der Straßenbahn und dem Obmann der Jnſaſſen eine
ereinbarung getroffen worden iſt. Hiernach ſollen künftig für

die Lazarettinſaſſen 40 Freifahrtkarten auf den Namen ausge-
ſtellt ausgegeben werden. Mit der Regelung war man allge
mein einverſtanden.

Zugeſtimmt wurde dem Etat der Röſer-Stiftung, der in Ein-
nahme und Ausgabe mit 17 500 Mark abſchließt.

32 000 Mark werden für Dachinſtandſeßungsarbeiten in den
liaſälen angefordert. Der Ausſchuß beſchloß der Vorlage zu-

zuſtimmen. 16 000 Mark hat ſchon die Baudeputation bewilligt
und der Reſt ſoll aus dem Fonds zur Errichtung eines zweiten

ers entnommen werden.
Die Tiſche und Stühle im Zoologiſchen Garten müſſen zum

Teil inſtand geſetzt und geſtrichen werden. Die Koſten in Höhe
Zu z Mark werden aus Erſparniſſen bei anderen Arbeiten

willigt.
Die S re der Kloſterſchule ſoll nach der Reumarktſchule

verlegt werden. Jn die freiwerdenden Räume ſoll ein Waſch und
Plättraum kommen. Die Koſten von 23 600 Mark werden aus dem
gemeinſchaftlichen Dispoſitionsfonds bewilligt.

Sondergericht.

Der Arbeiter Kirchhof aus Stedten hat in den
Aufruhrtagen in ſeinem Heimatdorf als Bewaffneter Poſten
geſtanden. Daß aber ein zielbewußter Aufruhrakt ver
bunden mit Hoch verrat vorliegt, wie die Anklagebehörde
geltend machen will, wird durch die Angaben des Angeklag-
ten und den Gang der Verhandlung gründlich widerlegt. Er
war lediglich als Poſten bei der Truppe, die das plünderiſche
Gefindel, das ſich auch in Stedten breit machte, fernhalten
ſollte. Der Staatsanwalt muß deshalb den unverſtändlichen,
ſchweren Anklageantrag aus S 86 fallen laſſen und ſieht nur
noch einen Verſtoß gegen das Enrwaffnungsgeſetz unter mil-
dernden Umſtänden als gegeben an. Er beantragt gegen
den Angeklagten 10 Wochen Gefängnis die durch die
Unterſuchung als verbüßt gelten ſollen. Der Verteidiger,
Rechtsanwalt Dr. Fackenheim, plädiert auf die Frei-
ſprechung ſeines Klienten.

Das Gericht verurteilt Kirchhof gemäß dem Antrag des
Staatsanwalts zu 10 Wochen Gefängnis, die durch die Unter-
fuchungshaft als ver büßt erachtet werden. Der Angeklagte
wird aus der Haft entlaſſen.

Hiernach hatten ſich die Angeklagten Gondlach, Fied-
ler und Friedrichowsky aus Leimbach zu verant
warten. Wieder marſchiert gegen die Angeklagten ein ganzer
Heerhaufen von Paragraphen auf. Aber die Verhandlung
ergibt doch ein weſentlich einfacheres Bild. Gondlach hat
ſich unter Zwang den Rotgardiſten angeſchloſſen. Er iſt Oſt
preuße und verſteht Pſyche und Sprache der Mansfelder
Arbeiterſchaft nicht im geringſten. Deshalb hat er ſich auch
ſobald als möglich von dem Haufen entfernt.

Fiedler hat den Aufſtändiſchen in einem unbedachten
Augenblick, als ſich dieſe vor weiteren Schritten ſcheuten,
zugerüfen: „Jhr Feiglinge!“ Das fällt in den Augen des
Gerichtes ſtrafſchärfend ins Gewicht, während Fiedler
der Bewegung innerlich fern gewejen ſein will und nur e
ſolche Worte Geſinnung geheuchelt habe.

Friedrichowsky wird einzig und allein von einem
Hauptmann v. Ramin beſchuldigt, Waffen verteilt zu
haben. Er wurde auf der Straße ganz unerwartet verhaftet,
als er nach ſeiner Angabe ſich auf einem Spaziergang befand.
Alle ihm zur Laſt gelegten Taten beſtreitet er energiſch.
Da Hauptmann v. Ramin ſich gegenwärtig in Oberſchleſien
befindet, muß die Verhandlung gegen dieſen Angeklagten
vertagt werden. Er wird aus der Haft entlaſſen. 10 Wochen
lang iſt er feſtgehalten worden!

Das Gericht verurteilt Fied ler zu 6 Monaten Gefäng-
nis, billigt ihm aber Strafausſetzung mit Bewährungs-
friſt zu und rechnet 2 Monate Unterſfuchungshaft
als verbüßt an. Gondlach wird unter Berückſichtigung des
s 52 (Zwang) freigeſprochen.

Die Angeklagten Otto Kohlberg, Scheffler, Kür-
bis, Krapf, Mania, Fügemann, Richard Kohl-
berg und Kahla ſind in die Limbacher Vorgänge ver-
wickelt worden. Bei den meiſten Angeklagten liegt der wenig
komplizierte Tatbeſtand des Anſchluſſes an bewaff-
nete Haufen unter mehr der minder großen Zwangs-
erſcheinungen vor. Nur Mania, der im Aktionsgaus-
ſchuß war und Brotrequiſitionen vornehmen ließ, die der
Herr Staatsanwalt als Plünderungen angeſehen wiſſen will,
möchte die Anklagebehörde als Hoch verräter verurteilt
wiſſen und beantragt gegen ihn 2 Jahre Zuchthaus,
während ſie die übrigen Angeklagten mit Gefängnisſtrafen
von 3--10 Monaten belegt wiſſen will.

Das Gericht verurteilt Richard Kohlberg zu 6 Mo-
naten Gefängnis, Scheffler zu 5 Monaten Gefängnis und
300 Mark Geldſtrafe, Kürbis zu 5 Monaten Gefängnis,
Mania zu

2 Jahren Zuchthaus,

Fügemann zu 5 Monaten Gefängnis, Otto Kohlberg
zu 1 Jahr Gefängunis, Kahla zu 5 Monaten Gefängnis.
Die Verhandlung gegen den Angeklagten Krapf wird ver-
tagt. Den Angeklagten Richard Kohlberg, Scheffler, Kürbis,
Fügemann und Kahla wird Strafaufſchub mit Bewäh-
rungsfriſt zugebilligt.

Faſt 600 000 Betriebsunfälle im Jahre 1920.
Nach einer vorläufigen Ermittlung des Reichsverſicherungs-

amtes ſind 1920 592 046 Anfälle angemeldet und 107 962 erſtmalig
entſchädigt worden. Da 1919 575 474 Unfälle gemeldet wurden,
ergibt ſich eine Zunahme um 16 572 während 1918 81 803 Unfälle
weniger als 1919 zu verzeichnen waren. Die von den Trägern der
Unfallverſicherung geleiſteten Entſchädigungen (Renten uſw.) ſtie-
gen nach einer vorläufigen Ermittlung von 204 321 817 Mark in
1919 auf 308 632 081 Mark in 1920. Es wurden 1920 an Ent-
ſchädigungen (Renten uſw.) gezahlt oder angewieſen an 768 586
(1919: 787 030) Verletzte, 107 385 (108 006) Witwen (Witwer)
Getöteter, 98 600 (101 894) Kinder und Enkel Getöteter.
6098 (5317) Verwandte aufſteigender Linie Getöteter. Da-
neben erhielten 5779 (8074) Ehefrauen (Ehemänner), 9955
(15 128) Kinder und Enkel und 171 (224) Verwandte aufſteigen-
der Linie als Angehörige von Verletzten, die in Heilanſtalten
untergebracht waren, die geſetzlichen Unterſtützungen, ſo daß imSe dieiaht gaſannien 996 574 (1 025 673) Perſonen Bezüge auf

Grund der Unfallverſicherung erhalten haben. Die endgültigen
Zahlen werden für 1920 höher ſein. Rentenzulagen erhielten
1920 rund 258 000 Perſonen mit rund 45 193 000 Mark.

Die Amtsentſetzung Ofterburgs, der unbeſoldeter Stadtrat
war und eine führende Rolle in der VKPD. einnahm, wird von
links und rechts mit dementſprechenden Kommentaren der Oeffent
lichkeit bekannt gemacht. Oſterburg iſt nun ſchon mehrere
Monate ſpurlos verſchwungen, um ſich, wie die „Tribüne“ ſchreibt,

ſeine Freiheit zu erhakten. Das iſt eine Verdrehung. Gegen
Oſterburg liegt kein Haftbefehl vor. Er iſt lediglich auf eine
ſcherzhafte Drohung von ſeiten eines Bekannten hin, er werde
nun bald verhaftet, urplötzlich verduftet, und hat damit eine
Prachtleiſtung kommuniſtiſcher Tapferkeit gezeigt. Aus dem Amt
wurde er geſetzt, weil er ſeit dieſer Zeit nichts mehr von ſich hören
ließ und damit dem Magiſtrat natürlich eine geſetzliche Handhabe
bot, ihn von ſeinem Poſten zu entfernen. An ſeine Stelle ſoll ein
Unabhängiger treten.

Die feierliche Eröffnung des 3. Weltkongreſſes der dritten
Internationale in Moskau durch eine Parade der Roten
Armee verkündete geſtern die Tribüne. Wir ſind entzückt, wie
glücklich das Blatt den byzantiniſchen Ton trifft, geſtatten uns
aber die Anfrage, ſeit wann der Redakteur dort für militäriſche
Paraden ſchwärmt. Er war doch ſonſt ein prinzipieller Gegner
dieſes Gepränges.

Tagesordnung für die Sitzung der Stadtverordneten am
Montag, den 27. ds. Mts., nachmittags 4 Uhr. Oeffentliche

1. Wahl von Mitgliedern des Grundſteuerausſchuſſes.
2. Wahl von Sachverſtändigen zur Abſchätzung von Desinfeltions-
ſchäden. 3. Wahl von Mitgliedern der Schuldeputation. 4. Ein-
richtung eines Waſch und Plättraumes. 5. Dachinſtandſetzung an
den Thaliaſälen. 6. Jnſtandſetzung von Tiſchen und Stühlen im
Zoologiſchen Garten. 7. Einſpruch gegen Ausbeſſerung des
Pflaſters in der Gr. Goſenſtraße. S. Erhöhung der Tarifſätze für
Anſchlagſäulen. 9. Aenderung der Bedingungen für Lieferung
elektriſcher Energie. 10. Aufſtellung einer Transformatorenſtation.
11. Erweiterung der Fernſprechumſchaltſtelle. 12. Bereifung eines
automobilen Krankenwagens. 13. Kabelung der Freileitungen
Königſtraße-Unterplan. 14. Haushaltsplan der Röſerſtiftung.
15. Nachbewilligung für die Bethcke-Lehmann-Stiftung. 16. Nach-
bewilligung für die Kriegsgefangenenheimkehr. 17. Antrag auf
Belaſſung von Freifahrten für die Straßenbahn. 18. Verkauf von
Bauſtellen an der Viktoriaſtraße. 19. Geſuch um Ueberlaſſung
eines Ackerplans. 20. Geſuch um Pachtverlängerung. 21. Eingabe
betr. Außenrekla ne an Straßenbahnwagen. Hierauf nicht-
öffentliche Sitzung. Der Stadtverordnetenvorſteher Keil.

Ueber die Beſchäftigung Jugendlicher hat jetzt der Reichs-
arbeitsminiſter eine Zuſammenſtellung der Vorſchriften aufgeſtellt.
Kinder unter 13 Jahren dürfen überhaupt nicht beſchäftigt wer
den, ſolche von 13 bis 14 Jahren nur 6 Stunden mit einer viertel-
ſtündigen Pauſe. Junge Leute von 14 bis 16 Jahren dürfen
8 Stunden mit einer halbſtündigen Pauſe oder zwei viertelſtün-
digen Pauſen beſchäftigt werden. Arbeiterinnen dürfen 8 Stun-
den mit einer halbſtündigen Pauſe, im ganzen oder verteilt, be-
ſchäftigt werden, an Vorabenden von Sonn und Feſttagen nicht
nach 5 Uhr. Arbeiterinnen, die ein Hausweſen zu beſorgen haben,
ſind auf Antrag eige halbe Stunde vor der Mittagspauſe zu ent-
laſſen, ſofern dieſe nicht 12* Stunden beträgt.

Muſikerbörſe in Halle. Die Ortsverwaltung Halle des Deut-
7 Muſikerverbandes hat im Reſtaurant Moſer, Halle, Alter

arkt 25, eine Muſikerbörſe errichtet, die Berufsmuſikern, Neben-
beruflern und muſizierenden Beamten durch fallweiſe auſ gehe
Zuweiſungsſcheine koſtenlos Muſikarbeit vermittelt. n den
Muſikarbeitsſtätten wird künftig durch regelmäßige Kontrolle die
unbefugte Konkurrenz nebenerwerblich muſizierender Beamter feſt
eſtellt und mittelſt Anzeige an die vorgeſetzten Dienſtbehörden be-Sngt werden. ie Herren Arbeitgeber (Saalinhaber, Wirte,
ereine) und Muſiker, werden erſucht, die Muſit regel-

mäßig zu benutzen.
T.V. „Die Naturfreunde“ feiert ſeine Sonnenwende am Sonn-

börſe

abend. Abmarſch dazu um 6 Uhr von der Peißnitzhrücke, 7 Uhr

vom Hettſtedter Bahnhof und 8 Uhr von der Cröllwitzer Brücke.
Weitere Veranſtaltungen am Sonntag, nachmittags 2 Uhr, auf dem
Kellerberg in der Heide. Dazu ſind unſere Freunde und Gäſte
willkommen.

Freibankverkauf. Zum Freibankverkauf am 25. Juni 1921
werden die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen: Um 7 Uhr
151——-300, 8 Uhr 301--450, 9 Uhr 451--600, 10 Uhr 601--750,
11 Uhr 751--900.

Stadttheater. Heute, Freitag, Anfang 7 Uhr, gelangt Richard
Wagners „Lohengrin“ zur Aufführung. Sonnabend „Das Drei
mäderlhaus“. Sonntag, nachmittags 3 Uhr, Volksvorſtellung
„Othello“, abends 72 Uhr „Der Roſenkavalier“ mit Herbert Stock
von der Berliner Staatsoper als Baron Ochs von Lerchenau und
Priska Aich vom Nationaltheater in Weimar als Octavian. Mon
tag „Carmen“.

m Thalia- Theater Hunn t am Sonntag, den 26., abends
72 Uhr, der Schwank „Der Raub der Sabinerinnen“ zur Auf-

Eintrittskarten ſind an der Kaſſe des Stadttheaters zu
aben.

Freie Volksbühne Halle. Kabale und Liebe. Anfang 72 Uhr.
Spieltage: I. Freitag, den 24., K: Sonnabend, den 25. Juni.
Gas. Anfang 72 Uhr. Spieltage: A: Montag, den 27., B: Mitt-
woch, den 29., C: Donnerstag, den 30., D: Sonnabend, den 2. Juni.

Literariſcher Abend. Seit einigen Tagen fällt ein eigen-
artiges, expreſſioniſtiſches Plakat an den Anſchlagſäulen auf. Es
ladet die Vorübergehenden zu einem literariſchen Abend ein und
geben wir unſeren Leſern eine Ueberſetzung der ſonderbar ange-
ordneten Schriftzeichen dieſes Plakates: Literariſcher Abend der
großen Sprecherin Berend Groa aus Kaſſel, am Freitag, den
24. Juni, „Die Geſchlechter“, im Volkspark, s Uhr abends. Ein-
tritt 3 Mk. Man kann über den künſtleriſchen Wert dieſes Pla-
kates denken wie man will, ſeine Reklamewirkung iſt eine außer
ordentliche.

Verſchoben bis auf weiteres wird des ſchlechten Wetters
wegen das für heute abend in Bad Wittekind zugunſten der
Kinderhilfe angeſetzte große Konzert der halliſchen Geſang-
vereine.

Der berühmte Tibetforſcher Dr. Stötzner wird auf Einladung
des „Naturwiſſenſchaftlichen Vereines“ am 28. Juni im Audi-
torium maximum einen großen Lichtbildervortrag halten
über „Jm Lande der Schibatum“.

Provinz und Umgegend

An die Parteivereine.
Am Sonntag, den 26. Juni, findet in Halle vormittags

10 Uhr in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus, Karlſtraße, eine Bezirks-
konferenz der Arbeiterjugend ſtatt. Da gerade die Jugend für
unſere Bewegung von größter Wichtigkeit iſt, wäre es ſehr er-
wünſcht, wenn die Parteivereine, in deren Orten noch keine Ar-
beiterjugendvereine beſtehen, einen Vertreter zu der Konferenz
entſenden.

Der Bezirksvorſtand der Sozialdemokratiſchen Partei.
J. A.: Dreſcher.

Bezirksvorſtand der Arbeiterjugendvereine im Bezirk Halle,
J. A.: Willy Herzig.

sondergericht Vittenberg.

Wegen Beteiligung an r im Leunawerk wer-
den verurteilt der Arbeiter Ernſt Ha aſe aus Burgwerben bei
Weißenfels, 23 Jahre, zu 1 Jahr Gefängnis, der Arbeiter Franz

der Arbeiter Otto Hoppe aus Altranſtädt, 20 Jahre, zu 9 Mo-naten, der Arbeiter Otto Schmilj un aus Halle, 20 Sahre, zu

8 Monaten Gefängnis und die Arbeiter Max Kelczyk aus
Zeſchendorf, 30 Jahre, Erich Herrmann aus Kleinlehna,
18 Jahre, und Kurt Frenzel aus Kleinlehna, 20 Jahre alt, zu
je 6 Monaten Gefängnis. Ein Teil der Unterſuchungshaft wird
angerechnet. Herrmann und Frenzel erhalten außerdem 3 Jahre
Bewährunaggsfriſt.

Der Bergmann Otto Schmidt aus Halle, 21 Jahre alt, hat
einen Transport der Roten Armee von Halle nach Teutſchenthal
mitgemacht. Antrag des Staatsanwalts 7 Monate Gefängnis.
Urteil: 6 Monate Gefängnis. Der Angeklagte erhält Strafauf-
ſchub und wird aus der Haft entlaſſen.

Der ebenfalls ſeit der Einnahme des Leunawerks in Unter-
ſuchungshaft befindliche Arbeiter Rudolf Borbig aus Neumark
muß von der Anklage, an den Vorgängen in Leung beteiligt ge-
weſen zu ſein, auf Koſten der Staatskaſſe freigeſprochen werden.
da er einwandfrei nachweiſt, h er bei ſeiner Feſtnahme im Be
griff war, Verwandte zu beſuchen und mit den ganzen Leung
unruhen nicht das ringe zu tun hatte.

Auch der Schloſſer Wilhelm Rothe aus Nietleben wird von
der Anſchuldigung, ſich bei Zſcherben der Roten Armee angeſchloſ-
ſen zu haben, koſtenlos freigeſprochen. Der Staatsanwalt hatte
gegen ihn 9 Monate Gefängnis beantragt.

Der Bäcker Ernſt Schneller aus Laibach, 18 Jahre alt,
hat angeblich gezwungen bei einem Zeugen Waßmann ein Jagd-
gewehr requiriert, worüber er eine h ausſtellte, daß er
an irgend einer anderen Aktion der Roten Armee beteiligt war,
kann dem Angeklagten nicht nachgewieſen werden. Der Staats-
anwalt beantragt 12 Jahr Gefängnis und 300 Mark Geldſtrafe.Mit Rückſicht auf die hen des Angeklagten ermäßigt das Ge-

richt die Freiheitsſtrafe auf 1 Jahr Gefängnis, wovon 7 Wochen
für verbüßt gelten.

Der Bäcker Franz Gumpert aus Kloſtermansfeld, 24 Jahre
alt und ſchwer kriegsbeſchädigt, ſowie die Angeklagten Guſtav
Meller, 21 Jahre, und Hermann Schneider, 23 Jahre alt
und ebenfalls aus Kloſtermansfeld, ſind beſchuldigt, ſich an den
Aktionen der Roten Armee bei Eisleben beteiligt zu haben. Die
beiden letzteren Angeklagten gelten des Aufruhrs, Landfriedens-
bruchs und Vergehens gegen das Entwaffnungsgeſetz für über-
führt und werden Meller zu 1 Jahr, Schneider zu 9 Monaten Ge
fängnis verurteilt, je 2 Monate gelten als verbüßt. Das Ver-
fahren gegen Gumpert wird abgetrennt und vertagt, da ein
gegen dieſen Angeklagten erſchienener Zeuge heute ganz weſentlich
von ſeinen früheren Ausſagen abweicht. Dieſer Zeuge erklärt.
daß er zu ſeiner früheren falſchen Ausſage vor der Schutzpolizei

ezwungen worden ſei. Deshalb erſcheint die Ladung weiterer
notwendig.

Wegen Vergehens gegen das Entwaffnungsgeſetz und An
ſchluß an einen bewaffneten Haufen haben ſich die Arbeiter Her
mann Smirek, 43 Jahre, Hermann Ebert, 23 Jahre, deſſen
Bruder Willi Ebert, 19 Jahre, Otto Fritzſche, 25 Jahre und
Wilhelm Rudolf, 51 Jahre, ſämtlich in Kolonie „DeutſcheGrube“ bei Zſcherndorf, zu verantworten. Smirek gibt ſelbſt zu.

ein kleines Waffen- und Munitionslager in ſeiner hnung ge
habt zu haben. Auch Ebert hat ein Gewehr und 2 Handgranaten
im Beſitz gehabt, die ihm Unbekannte gebracht haben ſollen.
Der Staatsanwalt beantragt gegen Smirek 3 re Gefängnis,
egen Hermann Ebert 2 Jahre Gefängnis und gegen Willi Ebert,abſche und Rudolf je 15 Jahre Gefängnis. Das Gericht ſieht

die Sache bedeutend milder an und erkennt gegen Smirek auf
6 Monate Gefängnis, Hermann Ebert auf 1 Jahr 3 Monate Ge-
fängnis, Willi Ebert auf 8 Monate Gefängnis, Fritzſche auf
6 Monate und Rudolf auf 3 Monate Gefängnis.
gelten als verbüßt. Smirek, Fritzſche und Rudolf erhalten Straf-
gufſchub und werden aus der Haft entlaſſen.

Wegen Beteiligung an den Leunavorgängen werden ver-
urteilt die Arbeiter Kurt Beſte aus Spergau, 20 Jahre, zu
1 Jahren Gefängnis und 300 Mark Geldſtrafe, Kurt Kockel

Hoppe aus Altranſtädt, 22 Jahre, zu 10 Monaten Gefängnis,

Je 6 Wochen



aus Schladebach, 19 Jahre und Kurt Kuli mann aus Molkau,
20 Jahre zu je 8 Monaten Gefängnis, Albert Rahn aus Dür-
renberg, 23 Jahre, Reinhold Chuarch aus Priver per 19
dahre, Otto Leida aus Schladebach, 19 Jahre, und Erich

Knauth aus Roduen, 18 Jahre alt, zu je 6 Monaten Gefäng-
nis. Je 2 Monate und 2 n gelten als verbüßt. Den letz-
teren vier Angeklagten wird Strafausſetzung gewährt. Von der-
ſelben Anklage werden die Arbeiter Max Kling aus rig
Eutritzſch. 18 Jahre, Erich Schierhold aus Günthersdorf,
19 Jahre, und Franz Pauer aus Dölzig, 26 Jahre alt, auf
Koſten der Staatskaſſe freigeſprochen.

Naumburg--Eckartsberga.

Naumburg a. S. Sie nicht ſo gen au. An-läßlich dex aufgebauſchten Unterſchlagungsaffäre des Funktionärs
Tilſit des Verbandes der Fabrikarbeiter können ſich die

aktionären Wurſt- und Käſeblättchen nicht genug an Verun-
limpfung leiſten. Unter anderen brachte auch die „Naum-
nrger Kreistante“ mit Wonne die fragliche Notiz, um
ſcheinend den Mitgliedern des Verbandes der Fabrikarbeiter

tig wie mit ihrem ſauer verdienten Gelde, welches all
ent! n Form von Beiträgen abgeholt, umgegangen wird.

Die Arbeiterſchaft iſt jedoch nicht mehr ſo unaufgeklärt, um zu
oiſſen, daß man ein Vergehen von Arbeiterſeite ſtets an die große

ſchlägt, wohingegen Veruntreuungen der Gegenſeite ganz
totgeſchwiegen werden. Leider trifft nach von uns ein-

en Ermittelungen zu, daß der Betreffende gefehlt hat. Nur
ſcheint es bei den heutigen Verhältniſſen der Reaktion, die ja be
ko im Gelde wühlt, auf eine Null nicht anzukommen; denn

delt ſich in Wirklichkeit um die Summe von 20 000 Mk.,
d die Tante von 220 000 Mk. ſchwafelte. Da es wohl

zweifel unterliegt, daß bei genauem Studium der Volks-
auch die Redaktion der Kreistante unſere be-
de Notiz leſen muß, nehmen wir an, daß bei jener Re-

dartion noch ſoviel Objektivität und Wahrheitsliebe
t hbt, um der Wahrheit die Ehre zu geben.

Sangerhauſen Mansfelder See- und Gebirgskreis,

Kieleden. Volksbühne. Unter Hängen und Würgen hat
auch die Stadtverordnetenverſammlung praktiſch zum

er Volksbühne bekannt und ihr mit dem 1. Oktober,
s dahin die erſte Vorſtellung heraus iſt, 5000 Mark in
geſtellt. Dieſem Beſchluß ging ein großes Wortgefechtdeſſen vorderſter Linie mit eſner Beharrlichkeit ſonder

der Stadtverordnete, Rechtsanwalt Mehliß (Demo
d. Jn großangelegtem Format rückte er alles, der Volks-
o. dieſem Gedanken nur irgendwie Nachteiliges, in den

und. Summierte Monatsgehälter von 48 000 Mark ſoll-
cken wie der Popanz in der Samenkultur. Und auch ſonſt

Schwierigkeiten herhalten, die ſich der auf ſolchen
zebenden darſtellenden Kunſt entgegenſtellen. Mit dem

henden Gebilde ſollte jeder über die Schwierigkeiten
cher Art ſteigender und ſolcher unnatürliche Art bekämp-
L ptimismus getroffen werden. Der Gedanke, daß bei die-

ede eine verſteckte Jntereſſenvertretung oder gar die Abſicht,
Kulturtheater über das Geſchäftstheater nicht ſiegen zu laſ-
gar zu offenſichtlich bloß gelegt war, ließ ſich nicht unter-

ten. Bedauerlich umſomehr bei einem Manne, der ſich bisher
incherlei Weiſe um die Pflege der Kunſt bemüht hat. Sein

daß vei der Volksbühne kapitaliſtiſche Intereſſen baden
hatte Kraft gewonnen über ſeine ſonſt bemerkenswerten

trebungen kultureller Art. Dieſem Manne zu beweiſen, daß
im Dienſt beſtimmter Jntereſſen künſtlich zur Schau getrage-
imi ohne Urſache war, iſt Pflicht aller dem Volks-
edanken Zuſtrebenden. Jn dieſem Sinne: „Hinein in
lksbühnel“

Volkskonzert. Am Freitag, 1. Juli findet im Volks-
irten (bei ungünſtiger Witterung im Saale) ein Voltston

beſonders gewähltem Programm ſtatt. Dirigent iſt Herrmeiſter Reißer. Arbeiter rn für Maſſenbeſuch dieſer
ſchen Veranſtaltung.

Eisleben. Johann Strauß aus Wien gibt am Mitt-
dem 29. Juni, abends 8 Uhr, im Mansfelder Hof Garten

Saal. je nach Witterung) ein Konzert, das viele Beſucher
weiſen dürfte. Die Wiener Hofballmuſik iſt aufgelöſt, aber ihr
ührer Johann Strauß, der in Deutſchland allſeitig beliebte Neffe

es berühmten Walzerkönigs, iſt geblieben. Raſſe und Tempera-
ent dieſes letzten Vertreters der ſeit über 100 Jahren in der
utwelt herrſchenden Strauß-Dynaſtie wird auch die Eisleber
erfreuen können. Das Programm lautet: „Die Operette von einſt

und jetztd Je5st'

Helbra. Beiratswahlen zur amtlichen Kriegs-
beſchädigten- und -Hinterbliebenenfürſorgedes Mansfelder Seekreiſes. Jm Goldenen Schiffchen
agten am 18. Juni die Vertreter der Kriegsbeſchädigten-Organi-
ationen, um die fälligen Wahlen des Beirats vorzunehmen. Es
waren Vertreter des Reichsbundes der Kriegsbeſchädigten, Kriegs-
ilnehmer und -Hinterbliebenen, des Jnternationalen Bundes

er Kriegsopfer, des Deutſchen Offizier-Bundes, ein Vertreter des
indes der erblindeten Krieger, der Offa und Vertreter

e Arbeitsamtes. Auffälligerweiſe fehlten die ſonſt ſo
tüchtigen Vertreter der freien Gewerkſchaften. Da der Landrat
dienſtlich verhindert war 83 eröffnete der Vorſitzende der amt-
lichen Fürſorge, Kam. Euchler die Sitzung, bemerkt dabei be-
onders, daß die Dauer der Wahlperiode nicht wie bisher auf
Jahr beſchränkt iſt, ſondern auf 2 Jahre ausgedehnt wird. Die

l der Mitglieder des Beirats beließ man auf zwanzig, dagegen
erhöhte man den Arbeitsausſchuß von 5 auf 6 Mitglieder. Dieſer
Vorſchlag vom Reichsbund ſollte den Zweck erreichen, einen Ver-
treter des Bundes der erblindeten Krieger mit in den Arbeits-
ausſchuß zu dirigieren. Bei der Auszählung der von den Dele-
gierten vertretenen Mitgliedern der einzelnen Organiſationen er-
jab ſich folgendes Reſultat: Auf den Reichsbund entfielen 621,
auf den Jnternationalen Bund 399, auf den Bund deutſcher Offi-
jere 105. Auf Nichtorganiſierte 19 Mitglieder. Den nichtorgani-

Kriegsopfern wäre beſonders geſagt, ſich ſo ſchnell wie
lich einer Organiſation anzuſchließen, damit auch dieſe Leute
bezug auf ihre Vertretung, ein Wörtchen mit reden können, das

gilt vor allem der Ortsgruppe Polleben. Auf Grund der Ver-
altniswahl entfielen auf den hlvorſchlag des Reichsbundes

Vertreter in den engeren Arbeitsausſchuß, auf den hlvor-
lag des Jnt.-Bundes zwei Vertreter. Die tzun et ende:

Schmidt (Helbra), Frau Ritter (Helbra), mp olleben),
Ponſe (Wolferode) als Kriegsbeſchädigter; als ſozial erfahrene
Herſönlichkeit Kriegsbeſch. u. H. Bergaſſ. Schiffmann (Eisleben),

als Arbeitsgebervertr. Direktor Elbert (Eisleben). Bei Vor-
nahme der Wahl platzten die Gemüter oft aufeinander, da ſich
inioe Vertreter des Jnt.-Bundes r hiwngt ihlen, ſie wurden

aber gebührend von unſeren Kameraden auf den richtigen Weg
ſewieſen. Am Schluß der Sitzung wurde noch vom Vorſ. darauf

hingewieſen, wie notwendig es iſt, daß in den einzelnen Orten
ine Beratungsſtelle der Kriegsopfer errichtet wird. Leider haben

wir in Helbra, den größten Ort im Seekr., ſelbſt noch keine Beratungsſtelle, obwohl die Verfügung vom Oktober 20 an die Be
hörde der Gemeinde erging, über dies Kapitel werden wir zu
gegebener Zeit beichten. W. S.

re rtien

Sangerhauſen. Bedauernswerter Unglücdksfall.
ine Warnung an Mütter bedeutet ein ſchwerer Un-
glücksfall mit tödlichem Ausgange, der ſich in den letzten Tagen
hier zugetragen hat. Eine Hausfrau ſcheuerte im Hofe einen
Tiſch ab und benutzte aufgelöſten Seifenſtein dazu, den ſie in einem
Topfe hatte. Als ſie nur u Zeit ins us in die Küche
ging, während ihre Kinder im Hofe ſpielten, geriet das 1 jährige
Kleinſte über den Topf und trank daraus. An der durch die
Seifenſteinlöſung Vergiftung iſt das Kindchen ge
ſtorben und die arwe v denDieſer bedauernswerte Vorfall mag ütter eine ern
Warnung ſein

Bitterfeld --Deligtzſch.
Deligſch. Die Wohnungsnot hat in Delitzſch einen

Grad erreicht, daß ſofortige Abhilfe um jeden Preis erforderlich
erſcheint. Die einzig wirkungsvolle Art der Abhilfe beſteht darin,daß man Wohn u ſer baut. Bis Pelſpe ſind ſich auch in unſe-
rem Delitzſch alle „maßgebenden“ Perſönlichkeiten einig. Einig
iſt man ſich nur nicht über die Frage, wie man baut, ob Flach-
bau, Hochbau, Einfamilienhaus, Mietskaſernen, ob zum Verkauf
oder zum Vermieten. Daher denn auch in e ſeit langer
Jeit nicht gebaut, ſondern beraten, projektiert, Beſchluß gefaßt
und verworfen wird. Derweilen wächſt ſich die Wohnungsnot im-
mer mehr zum Skandal aus. Um nun dem Magiſtrat Gelegen-
heit zu geben, eine Antwort auf die Frage, wie man baut, von
kompetenter Seite zu hören, veranſtaltete die SPD. in Delißgßſch
am Freitag eine öffentliche Verſammlung, in der J
ordneter Peus (Deſſau) über das Thema: „Jeder Familie ein
Gartenheim“, ſprach. Magiſtrat und Stadtverordnete waren
öffentlich mehrmals dazu eingeladen worden. Leider war aber
vom Magiſtrat niemand zu ſehen, obwohl er doch dazu verpflichtet
iſt, ſich Belehrung über die heikle Frage zu holen, die ihm ſo viel
Kopfzerbrechen macht, und obwohl er dankbar ſein ſollte dafür,
daß ihm eine ſolche günſtige Gelegenheit geboten wird. Der Ma-
giſtrat fabotiert aber anſcheinend abſichtlich unſre Einladungen,
deshalb fordern wir die Stadtverordnetenverſammlung auf, hier
einmal ger auf den Zahn zu fühlen. Jm gegenwärtigen Fallewar das erhaiten des Magiſtrats um ſo bedauerlicher, als die
Ausführungen des Genoſſen Peus von wirklichem Sachverſtändnis
und praktiſcher Erfahrung zeugten und einen kleinen und gang-
baren Weg wieſen, wie man die Wohnungsmiſere e
könnte. Der Redner ging aus von den Gründen, wodurch die
Wohnungsnot herbeigeführt worden iſt. Er ſieht ſie in der Ent
wertung des Geldes und dem dadurch hervorgerufenen Geld-
mangel. Ein gewerbsmäßiges Vauen iſt ſo gut wie ausgeſchloſ-
ſen, denn die Mieten in den neuen Häuſern müßten, falls ſie das
aufgewandte Baukapital verzinſen ſollen, ſo hoch ſein gegenüber
den alten Mieten, daß kein Menſch ſie bdezahlen wollte oder könnte.
Es bleibt, um zu bauen und gebaut werden muß um jeden
Preis nur die Allgemeinheit, der Staat als Bauherr. Der
Staat muß finanzielle Opfer bringen, um die Mieten in den neuen
Häufern auf ein erträgliches Maß zurückzuführen. Aber trotzdem
werden die Mieten in den von der Allgemeinheit erbauten Häu-
ſern immer noch höher ſein als in den alten, es muß deshalb da-
für geſorgt werden, daß zu jedem Haus ein genügend großes
Stüct Gartenland gehört, aus dem der Mietsüberpreis heraus-
gewirtſchaftet werden kann. Jn der Frage: Mehr- oder Einfami-
lenhäuſer bekannte ſich der Genoſſe Peus entſchieden für das
Einfamilienhaus, weil dieſe leichter an den Mann zu d
ſind. Dadurch iſt auch die Allgemeinheit der Sorge um die Er-
haltung der Häuſer enthoben. Der Redner gab dann einen Ueber-
blick über die Erfahrungen, die man im Anhaltiſchen mit den Ein-familienhäuſern gemacht hat. Es ſind dort Hauſer mit einem

durchſchnittlichen Koſtenaufwand von 79--80 000 Mk. gebaut und
für 20——25 000 Mk. verkauft worden. Auf dieſe Weiſe ſind be-
reits mehrere hundert neue Wohnungen geſchaffen worden.Schwierig iſt nun die Fraße, woher man die Kuchaß lder erhal-
ten ſoll, um in größerem Maßſtabe Häuſer bauen zu können. Der
Genoſſe Peus vertritt den Standpunkt, daß man die Gebäude-
und Agrarwerte beſteuern müſſe, um die nötigen Mittel zu er-
halten. Jn Anhalt beſteht bereits heute eine ſolche Grundwert-

die progreſſiv den Boden beſteuert. Zum Schluß hob der
Redner hervor, daß ſämtliche Arbeitsloſigkeit beſeitigt werden
könne, wenn es gelänge, die unbedingt notwendigen Wohnunren
zu ſchaffen. Die Mierskaſerne iſt der Fluch der Menſchheit, den
uns der Kapitalismus beſchert hat in Deutſchlands ſogenannter
Glanzperiode. Wir müſſen Einfamilienhäuſer bauen, zur Hebungder körperlichen und ſittlichen Zuſtände unſeres Volkes Keine

einzige menſchenunwürdige Wohnung ſoll es mehr geben. Jcder
ſoll ſein eigner Hausbeſitzer ſein. Nach dieſem mit großem BVei-
fall aufgenommenen Vortrag trat man in die Diskuſſion ein. U.
a. ſprach auch der hieſige ſtädtiſche Baumeiſter Krazſch, der ſich mit
den Ausführungen des Genoſſen Peus vollkommen einverſtand
erklärte und die Zielloſigkeit der betreffenden ſtädtiſchen Behörde
treffend charakteriſierte durch die Worte: Bei uns überſtürzen ſich
die Projekte. Genoſſe Münzer trat für Regiearbeit ein.
Jn ſeinem Schlußwort zeigte der Redner noch einen Weg zur Be-
ſchaffung der Baugelder. Man müſſe eine Reichswohnungskafſe
ſchaffen, in der Weiſe, daß analog dem Verſicherungszwang ein
Sparzwang eingeführt würde, deſſen Einlagen dazu dienen ſollen,
die Koſten für das von W ſogleich aufzuführende Hausnach und nach aufzubringen. as und aber Zukunftspläne.

Jedenfalls müſſen wir als Demokraten alle ſelbſt mitarbeiten
und nicht die ganze Arbeit der ſog. „Obrigkeit“ überlaſſen. Jedem
ſein eignes Haus mit Garten, das iſt unſer Ziel in der Woh-
nungsfrage. Und nun, lieber Magiſtrat, verehrliche Stadtver-
waltung, höre auf Pläne zu machen, zu projektieren, Beſchlüſſe
zu faſſen und zu verwerfen, zu bedenken und zurückzuſtellen, und
was deiner „Taten“ noch mehr ſein mögen, ſondern raffe dich auf
zum wirklichen Handeln, und baue, baue ſofort, baue gut, baue in
ausreichendem Maße

Bitterfeld. h äh am 21.Juni. Genoſſe Spengler eröffnete die Sitzung und berichtete zu-
nächſt über den Beſuch einzelner Stadtverordneter im Erholungs-
heim Zöckeritz bei Bitterfeld. Die Einrichtung iſt zweckentſprechend,
Koſt und Verpflegung gut. Er bittet, zu den Verſammlungen
recht pünktlich zu erſcheinen und macht auf die Satzungen aufmerk-
am, wonach dreimaliges unentſchuldigtes Fernbleiben den Aus-
chluß zur Folge hat. Es liegt ein Magiſtratsbeſchluß vor, die

Geſchäftsräume Markt 3 an die Firma Weiß (Halle) zum Pacht-
preiſe von 16 000 Mk. jährlich auf die Dauer von 6 Jahren zu
vermieten. Auch die bisherige Jnhaberin, Firma Kroöhl, reflek-
tiert mit einem Gebot von 14 000 Mk. Endlich beabſichtigt auch
der Konſumverein Holzweißig, in genannte Räume eine Ver-
kaufsſtelle einzurichten. Genoſſe Spengler ſchlägt vor, die un-
teren Räume dem Konſumverein für 5000 Mk. zu überlaſſen, die
oberen dagegen auszubauen und das Wohlfahrtsamt dort unter-
zubringen. Verſchiedene Redner ſind grundſätzlich nicht gegen den
Konſumverein, halten aber die Lokalitäten für nicht recht geeignet,
da ſowohl Lagerräume als auch ausreichendes Kellergelaß fehlen.
Genoſſe Lebbin bittet, den Konſumverein nicht nach der Zahl der
Mitglieder, ſondern nach dem Umſatz zu bewerten. Dieſer wird
noch größer werden, wenn innerhalb der Stadt eine Verkaufs-
ſtelle eingerichtet wird. Die r w. iſt keine Schmutz-
konkurrenz, ſie ſchädigt das Kleingewerbe nicht. Sie bietet aber
Ueberſchüſſe, die der Allgemeinheit zugute kommen. Wenn jetzt
ſchon angekündigt wird, daß das Brot ab 15. Aug. d. J. 7,50 Mt.
koſten ſoll, ſo hat der Arbeiter doch wohl alle Urſache darüber
gründlich nachzudenken, wo er ſich kleine Vorteile ſchaffen kann.
Die Verhältniſſe zwingen das verbrauchende Publikum, ſich dem
Konſum anzuſchließen. Die Genoſſenſchaft bildet eine Etappe zum
Sozialismus. Das Ergebnis der Abſtimmung iſt folgendes: Die
Verſammlung beſchließt mit 14 gegen 10 Stimmen und 2 Stimm-
enthaltung, dem Konſumverein die Räume zu überlaſſen. Weiter
liegt ein Antrag vor betr. Aufhebung der Entſchließung vom
20. März 1920, die da beſagt, daß Beamten und Angeſtellten ſowie
Arbeitern leiſtungsfähiger Jnduſtriebetriebe in Zukunft keine
Wohnungen mehr vermittelt werden, weder in Neubauten, noch
ſog. alte Wohnungen. Die Jnduſtrie muß unbedingt zum eigenen
Wohnungsbau kommen und zwar für bereits hier aufhältige Be-
amte, Angeſtellte und Arbeiter. Zuzug von auswärts iſt ſtreng
fernzuhalten. Demgegenüber liegt folgender Beſchluß der Woh-
nungskommiſſion vom 1. Juni d. J. vor: „Wir ſchlagen den ſtädti-
ſchen Körperſchaften vor, den Beſchluß vom 20. März 1929 aufzu-
heben, jedoch unter der Porausſetzung, daß die Werke genügend
für neue Wohnungen Sorge tragen. Falls die Werke dieſer Vor-
ausſetzung nicht entſprechen, ſoll der Herr Regierungspräſident in
Merſeburg gebeten werden, die ausnahmsweiſe Beſehung der
Werkswohnungen das Wohnungsamt mit anderen als
Werksangehörige: eſratten.“ Die Verſammlung iſt mit dieſem
Vorſchlage einverſtand Dem Verkauf von Baugelände an der
Sorge an die Firma Hammer zum Preiſe von 10 Mark pro Quad-
ratmeter und

Bär zum Preiſe von 6 Mk. pro ratmeter, wird zu
von ſolchem an der Altſchloßſtraße an den al

enzicht auf jeglichen Bau u ntr uendete i Ulmer et n uieſigen freiwilligen Feuerwehr wird an res äe Sene am 24 u d. J. ein Betrag von 500 Mk. u gt.
Nach Schluß der öffentlichen Sitzung um 10 Uhr, fand noch eine

geſtimmt.

vertrauliche Beſpre tt.
Gräfenhainichen. r Son-nenwende. Jn der am Dienstag, den ſtattgefunde-

nen Monatsver Leine, einenr der Vorſitzende,ausführlichen Bericht über die Unterbezirkskonferenz. Ueber die
Agitation und die Arbeiterjugend ſetzte eine rege Debatte ein.
Zum Berichterſtatter wurde der Genoſſe Schröder da ſich
der bisherige Verichterſtatter, Gen. Sichting, mit großem Eifer
der Arbeiterjugend widmet. Am Sonnabend, den 25. Juni, ver-
anſtaltet die hieſige Arbeiterjugend eine Sonnenwendfeier, welche
durch einen Fackelzug eingeleitet werden ſoll. Verſchiedene aus
wärtige Jgerdgrurren u. a. Bitterfeld) haben ihr Erſcheinen
zugeſagt. Für Unterbringung der Gäſte bei Genoſſen iſt geſorgt.

rum auf Genoſſen, verſchönt die Feier durch vollzählige Beteili-
gung mit euren Familien. Unter Verſchiedenes wurde noch die
letzte Stadtverordnetenſitzung geſtreift, wobei erwähnt wurde, daß
bei den wichtigſten Lebensfragen unſerer Gemeinde gerade die
unabhängigen und kommuniſtiſchen Stadtverordneten anſtatt für
das Allgemeinwohl einzutreten, nur ihr Intereſſe im Auge haben,
ein Herr Stadtvater e ſeinem Meiſter Arbeit zuſchiebt, gar
gleich, ob er ſeine Arbeitsgenoſſen dadurch ſchadet oder nicht. Alſo

Alles auf zur Sonnenwendfeier!
Wittenberg Schweinigtz.

Wittenberg. Kreiskonferenz des Reichsbundesder Kriegsbeſchädigten und e Hinterbliebenen.
Am Sonntag, den 9. Juni, vorm. 9 Uhr, war eine Kreiskonferenz
vom Bezirk Halle ein fen. Kam. Vogel (Halle) referierte
über die Nichtanerkennung der Rente nach dem neuen Rei r

nomals:

ſorgungsgeſetz. Kam. Vogel wies nach, daß das Geſetz gro ücken
aufweiſe und man darin den Dank des Vaterlandes nicht verſpü-
ren könnte. Vom ſozialwirtſchaftlichen Standpunkte aus bringt
das Geſetz den Kriegsopfern ſehr rig Kam. Vogel erntete mit
r Ausführungen reichen Beifall. An der lebhaft einſetzenden

iskuſſion beteiligten ſich eine A l Kameraden und me
radinnen. Sie brachten zugleich nſche und Klagen vor. r
ſeinem Schlußwort berichtete Kam. Vogel, daß die wirtſchaft
liche Lage der Kriegsopfer eine ſehr ſchlechte ſei, 80 000 Mittel
und Schwerbeſchädigte liegen arbeitslos auf der Straße, trotz allerbeſtehenden Schwerbeſchädigtengeſetze. Beim nächſten Punkt wird

zur Bildung des Kreisvorſtandes geſchritten. Kam. Schmidt
1. Vorſihender, Kam. Knöfler 2. Vorſitzender, Kam. lter
1. Schriftführer, Kam. Bläſe 1. Kaſſierer, Kam. Schubert 2. Kaſ-
ſierer, werden alle einſtimmig gewählt. Die einzelnen Ortsgrup-
pen ſtellen je einen Beiſitzer von den Kriegsbeſchädigten und
Hinterbliebenen. Nächſter Tagungsort der Kreiskonferenz iſt
Wittenberg. Zum Gautag, am 30. und 31. Juli in Magdeburg,werden die Kam. Schmidt (Wittenberg) und in (Schmiede-
berg) delegiert. Unter Verſchiedenes bringt Kam. Goll mann
(Rakith) Klagen vor. An ſeinem Orte wird eifrig für ein Denk-
mal geſammelt, aber für die wirtſchaftliche Not der Opfer iſt
kein Geld vorhanden. Die Konferenz wurde mit den Worten ge
ſchloſſen: Keine Denkmäler aus Erz und Stein, ſondern hebt die
wirtſchaftliche Lage in der ſich die Opfer des Krieges befinden.

Torgau--Liebenwerda.
Faltenberg. Ein erfreulicher Beſchluß des Schul

vorſtandes. Jn der letzten Gemeindevertreterſitzung wurde
von unſerer Seite der Antrag eingebracht, den Schulvorſtand zubeauftragen, daß er ein Schulfeſt oder eine ähnliche Feier zu ver

anſtalten habe. Am Montag wurde nun vom Schulvorſtand ein-
ſtimmig beſchloſſen, daß die geſamte Schule auf Koſten der Ge-
meinde Ausflüge in die weitere Umgegend macht. So werden die
Kinder, die in die 1. und 2. Klaſſe gehen, einen Ausflug nach der
Sächſiſchen Schweiz, die beiden u enden Klaſſen in die
Gegend nach Meißen, und die letzten Klaſſen nach i
unternehmen. Die Koſten werden ſich ungefähr auf 6500 Mk. be
laufen. 1500 Mk. wurden erfreulicherweiſe von zweiter Seite
gleich nach der Sitzung des Schulvorſtandes, auf Antrag der Ge
meinde, zur Verfügung geſtellt, ſodaß nur noch ein Reſt von
5000 Mark zu decken übrig bleibt. Auch hier kann es ſein, daß
man durch eine Sammlung verſuchen wird, etwas zu bekommen,
ſo daß dann nur den Reſt die Gemeinde zu tragen hat. Wir ſind
überzeugt, daß Jugend dieſen Beſchluß des Schulvorſtandes
mit Freude begrüßen wird.

Sport und Körperpflege.
Mitteldeutſche Spielvereinigung des Arbeiter Turn und Sport

bundes (2. Kreis, 6. Bez.).
Am Mittwodcch abend trafen ſich im z n unſer

Kreismeiſter „Minerva“ und Sportverein „Fichte“. r Kreis-
meiſter gewann, wie vorauszuſehen, mit 5: ore. Leider wurde
der Mittelläufer Siemann vom Kreismeiſter verletzt, ſo daß er
auf längere Zeit ausſcheiden mußte, es war aber trotzdem einſchöner Kampf. Die Tore erzielten Hammer 1, Zeiſing 4, gefallen

konnte Keller Jl und II, Zeiſing, Hammer, Hübner un ien im
Tor.Am Sonntag, den 26., fährt unſer Kreismeiſter H Firr
„Minerva“ nach Gr. Kayna um gegen „Spielvereinigung“- Mer-
ſeburg ein Spiel zur Propaganda unſerer Sportbewegung auszu-
tragen. Der Sieg wird wohl ganz ſicher ſein.

Torgan. Zum erſten Male ſtanden ſich unſere zwei neuge-
gründeten Fauſtballmannſchaften der Freien Turnerſchaft Belgern
im Geſellſchaftsſpiel gegenüber. Zu Anfang entſpann ſich ein ſehr
lebhaftes Spiel, doch kaum nach 8 Minuten mußte das Spiel,
des eintretenden Sturmes und Regens wegen, unterbrochen wer
den. Nach Wiederbeginn konnten beide Parteien nur ſelten einen
gültigen Ball über die Schnur bringen, da die aufgeweichte Wieſe
das Spiel ſehr erſchwerte. Das Reſultat blieb daher auch ſehr
niedrig und Torgau mußte ſich mit 19,: 19 (1 Fehlangabe zu Gun-
ſten Belgerns) geſchlagen bekennen. Die zweite Mannſchaft
ſpielte meiſtens im Regen. Reſultat 12 17 für Belgern.
(1 Fehlangabe zugunſten Belgerns.) Die Retourſpiele finden
am 3. Juli in Torgau (Exerzierplatz Sansſouci) ſtatt. An
alle Genoſſen richten wir die Bitte, unterſtützt die Freie Turn-
und Sportbewegung.

Vereins Anzeiger.
Jede unter dieſer Rubrik erſcheinende Bekannkmachung koſtet pro Zeile
20 Pfg. Jm Vereinsanzeiger ſollen alle Veranſtaltungen der geſelligen,
gewerkſchaftlichen zu. politiſchen Organtſationen aus dem Verbreitungs
bezirk angekündigt werden.

M rſeb Wir bitten unſere Unterkaſſierer die noch fälligene e ur Beiträge der Mitglieder zu kaſſieren, damit diesmal
die Abrechnung frühzeitig fertig geſtellt werden kann. Außerdemſind die Maimarken Eenſalls mit abzurechnen.

Der Vorſtand.
Hettſted Sonnabend, den 25. Juni, abends 8 Uhr, im „Ratskeller,

öffentliche Bollksverſammlung. edner: Direktor
Genoſſe Schmidt, Gröbers. Sorgt für Maſſenbeſuch.

Die Ortsleitung,

Helſta. Sonnabend, abends 6 Uhr, Mitgliederverſammlung im

wahlen
Gaſthof „zur Sonne Es wird Bericht über die Kreisiags-

erſtattet. Genoſſe Strau ß- Eisleben ſpricht über die
politiſche Lage. Es erfolgt dann die Vorbeſprechung zur Kreis
konferenz am nächſten Sonntag. Zahlreiches Erſcheinen der Mit
glieder iſt unbedingt erforderlich.

Der Vorſtand.
Gröbe Sonutag, den 26. Juni, nachm. 4 Uhr, in der Kantinek5. Mitgliederverſammlung.

Der Vorſtand.
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